Österreich braucht wirksamen Umweltschutz

„Nachhaltigkeit für zukünftige Generationen“

Das Umweltprogramm der Grünen
Atomkraftwerke, gentechnisch veränderte Lebensmittel, Transitlawine: Umweltthemen sind vielen Menschen wichtig. Trotzdem haben es die Regierungen der letzten Jahrzehnte – ob rot-schwarz oder blau-schwarz – verabsäumt, die Bedürfnisse der Menschen in diesem Land nach intakter Umwelt und Natur ernst zu nehmen. 

Die Grünen bekennen sich zur Nachhaltigkeit im Umwelt- und Naturschutz: Nur sorgsamer und bewusster Umgang mit natürlichen Ressourcen und Lebensgrundlagen wie Luft, Wasser und Nahrungsmittel sichern unsere Existenz in der Gegenwart sowie die Zukunft unserer Kinder. Nachhaltigkeit geht aber über den Umweltschutzgedanken hinaus uns zieht sich durch alle politischen und gesellschaftlichen Bereiche. Zukünftigen Generationen wollen, ja müssen wir die selben Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben in einer intakten Umwelt ermöglichen.

Für uns bedeuten moderner Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung mehr als beispielsweise der Einbau von Filtern in Kraftwerke. Moderner Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung bedeuten weder Verzicht noch Askese. Moderner Umweltschutz fördert Innovationen. Moderner Umweltschutz schafft Arbeitsplätze. Moderner Umweltschutz schafft neue Exportchancen für die österreichische Wirtschaft. Moderner Umweltschutz belebt den Tourismus. Moderner Umweltschutz stärkt den ländlichen Raum. Und Umweltschutz, wie wir ihn verstehen, bringt vor allem eines: Mehr Lebensqualität für die Menschen in Österreich. 

Die Grünen wollen, dass Österreich im Umweltschutz eine internationale Vorreiter-Rolle einnimmt, Österreich soll Umweltmusterland werden. Dies betrifft neben einer vorbildlichen Umweltpolitik in Österreich auch ein umweltpolitisch engagiertes Agieren Österreichs in den Gremien der EU und im Rahmen internationaler Verhandlungen.

Viele wichtige Maßnahmen aus dem vorliegenden Programm müssen rasch umgesetzt werden und dafür treten wir ein. Denn Umweltschutz wird auch weiterhin das zentrale Anliegen der Grünen sein. Nicht alle Punkte unseres Umweltprogramms werden innerhalb einer Legislaturperiode umsetzbar sein, für den Beschluss wichtiger Maßnahmen braucht es beispielsweise eine Verfassungsmehrheit im Nationalrat, wofür erfahrungsgemäß langwierige Verhandlungen notwendig sind. Aber mit dem vorliegenden Grünen Umweltprogramm wollen wir eine Wende in der Umweltpolitik einleiten, Österreich auf den Kurs für eine „nachhaltige Entwicklung“ bringen. Wir wollen ökologische und soziale Nachhaltigkeit für zukünftige Generationen schaffen.

Österreich braucht wirksamen Umweltschutz – Österreich braucht die Grünen.
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1 
eckpfeiler grüner umweltpolitik

Für wirksamen Umweltschutz und Nachhaltigkeit für zukünftige Generationen  braucht es entsprechende Rahmenbedingungen. Die folgenden Eckpfeiler Grüner Umweltpolitik sind die Voraussetzung für einen Neustart beim Umweltschutz in Österreich.

1.1
Die Umwelt braucht ein starkes Ministerium!

Ein starkes, eigenständiges Umweltministerium bündelt Kompetenzen für sämtliche umweltrelevante Bereiche.

Derzeit ist die Umwelt zum Anhängsel der Landwirtschaft degradiert, frühere Umweltministerien waren zwar eigenständig, hatten aber wenig zu sagen.

Ein eigenständiges Umweltministerium vereint Kompetenzen in den Bereichen Allgemeiner Umweltschutz, Energie, Anti-Atompolitik, Luftreinhaltung, Wasser, Chemikalienrecht, Abfallwirtschaft, Anlagenrecht, Lebensmittelsicherheit, Gentechnik, Tierschutz und Veterinärkontrolle. Ein starkes Umweltministerium ohne Gängelung der WirtschaftsministerInnen kann dringend nötige Reformen in den Bereichen Klimaschutz, Energiewende, Lebensmittelsicherheit und Infrastruktur vorantreiben.

Der Energiebereich ist sicher einer der Schlüsselbereiche der Umweltpolitik. Ein Umweltministerium ohne Kompetenzen in diesem Bereich würde diesen Namen nicht verdienen.




Dem Umweltministerium müssen anders als jetzt auch die Vollziehung aller umweltrelevanten Materien übertragen werden, die jetzt vom Wirtschaftsministerium und vom Verkehrsministerium vollzogen werden. Dies betrifft z.B. die Umweltverträglichkeitsprüfung von Eisenbahnen und Straßen, die Genehmigung von Handymasten, die Luftreinhaltung bei Kesselanlagen oder die Betriebsanlagengenehmigung für Gewerbe und Bergbau. Auch die Vielzahl von Einvernehmens-Regelungen zwischen Umwelt- und Wirtschaftsministerium sind zu beenden.

Umweltschutz ist nicht nur auf mehrere Bundesressorts verteilt. Im Rahmen der Bundesvollzugskompetenzen wurden im letzten Jahrzehnt auch wesentliche Aufgaben an die Landeshauptleute delegiert. So sind die Grundwassersanierungsgebiete oder die Sanierungsgebiete nach dem Immissionsschutzgesetz Luft von den Landeshauptleuten zu verordnen. Die großen Versäumnisse in diesem Bereich machen es notwendig, dass die Verordnungserlassung dem Bundesministerium übertragen wird.




1.2
Die Umwelt braucht Nachhaltigkeit!

Nachhaltigkeit wird zum Grundprinzip allen politischen Handelns. 

Nachhaltigkeit bedeutet nicht nur Umweltschutz. Nachhaltigkeit zieht sich praktisch durch alle politischen und gesellschaftlichen Bereiche und bedeutet, zukünftigen Generationen die selben Chancen auf ein selbstbestimmtes Leben in einer intakten Umwelt zu ermöglichen. 

Die von der Bundesregierung beschlossene Nachhaltigkeitsstrategie bietet zwar einige wichtige Ansätze, sie ist aber zu unkonkret und vor allem zu unverbindlich. 

Basis für Verkehrswegeplan, Abfallwirtschaftsplan, Rohstoffplan und Energieplan

Die österreichische Nachhaltigkeitsstrategie muss Basis für wichtige umweltwirksame Planungen und Programme werden. Nur so können Umweltschutz und Wirtschaft miteinander verknüpft und bestehende Gegensätze aufgelöst werden. Derzeit ist von Gesetzes wegen nur ein Abfallwirtschaftsplan zu erstellen, der jedoch zu den Bereichen Behandlungstechnologie, Standort, Kapazität nichts Konkretes enthält. Der Verkehrswegeplan (Straße, Bahn, Donau, Flugverkehr) schwebt im rechtsfreien Raum. Der letzte Energiebericht wurde 1996 erstellt. Ein Rohstoffplan ist als unverbindliches Sachverständigengutachten angelegt. Langfristige und nachhaltige Pläne schaffen einerseits Planungs- und Investitionssicherheit und ermöglichen andererseits die Wahl der für die Umwelt optimalen Lösungen. Diese Pläne sollen verbindlich erstellt werden und Voraussetzung für die Projektzulassung sein. Generell soll ein Vorrang von (z.B. verkehrsträgerübergreifender) Systembetrachtung vor Einzelprojekten gelten. Dafür gilt es spezifische inhaltliche Kriterien aufzustellen, die Beteiligung der qualifizierten Öffentlichkeit zu verankern und die Prüfung von Nullvarianten, Alternativen und Umweltverträglichkeit sicherzustellen.




Maßnahmen:

· Überarbeitung und Konkretisierung der Ziele der österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie mit wissenschaftlicher Unterstützung. Diskussion und Beschluss durch das österreichische Parlament, sowie Verbesserung der Umsetzung und Weiterentwicklung („lernende Strategie“) 

· Nachhaltigkeits-Check bestehender Gesetze, Verordnungen und Förderungen aufgrund der Zielsetzungen der Nachhaltigkeitsstrategie 
· Gesetz über umweltwirksame Planungen und Programme

· Verpflichtung zur Erstellung bestimmter Pläne in Fragen der Daseinsvorsorge

· Kriterien, Inhalt und Rechtsform dieser Pläne

· Verfahren für alle Pläne und Programme („strategische Umweltprüfung“, SUP), u.a.:

· Darstellung der Auswirkungen

· Alternativen- und Nullvariantenprüfung

· Öffentlichkeitsbeteiligung

· Qualifizierte Mitsprache für Gemeinden, Länder, NGO und sonst. Interessenvertretungen 

· Behörden- und Grenzstaatenbeteiligung

· Überwachung der Durchführung


1.3
Die Umwelt braucht eine Steuerreform!

Die ökosoziale Steuerreform der Grünen belohnt umweltgerechtes Verhalten und schafft Arbeitsplätze.

Energieverbrauch, Verkehrsaufkommen und Treibhausgasemissionen steigen kontinuierlich an. Eine wesentliche Ursache dafür liegt im derzeitigen Steuersystem. Umwelt- und Ressourcenverbrauch sind nach wie vor praktisch steuerfrei. Gleichzeitig sind Steuern auf menschliche Arbeit immens hoch. Die Folgen: Abbau von Arbeitsplätzen, Verschmutzung der Umwelt, Vergeudung von Ressourcen. Die ökologische Steuerreform der Grünen ist nicht nur ein zentrales Instrument für den Umweltschutz, sondern auch eine Schlüsselmaßnahme zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Durch eine Senkung der Arbeitskosten (Reduktion der Lohnnebenkosten = steuerliche Entlastung der menschlichen Arbeitskraft) und einer gleichzeitigen Belastung von Energie- und Ressourcenverbrauch werden tausende neue Arbeitsplätze geschaffen und die Umwelt entlastet. Das Grüne Steuermodell ist aufkommensneutral und bringt für jeden Menschen in Österreich einen finanziellen Umweltbonus. Familien, Lebensgemeinschaften, sozial Schwache und viele Betriebe profitieren von der Grünen Steuerreform. Die ökosoziale Steuerreform bringt neuen Schwung für eine ökologische Wende in den Bereichen Energie, Verkehr und Klimaschutz. 

1.4
Die Umwelt braucht Haftung!

Dem Verursacherprinzip im Umweltbereich wird zum Durchbruch verholfen: Wer Schäden verursacht, muss auch dafür haften. Gewährleisten soll dies ein starkes Umwelthaftungsgesetz.
Das Projekt Umwelthaftung ist auf europäischer Ebene gescheitert. Der aktuelle Richtlinien-Entwurf beschäftigt sich nicht mit dem Ausbau des zivilrechtlichen Haftungsregimes. Es sind daher die 1993 geplatzten österreichischen Vorarbeiten für ein Umwelthaftungsgesetz wiederaufzunehmen, wobei die 

Aarhus-Konvention von 1998 neu zu beachten sein wird. Die zivilrechtliche Haftung für eingetretene Schäden an der Umwelt und am Menschen ist eine Rute im Fenster und soll in erster Linie vorbeugend verhaltenssteuernd wirken. Sie entspricht dem Prinzip der Eigenverantwortung. 

Maßnahmen:

· Erlassung eines eigenen Umwelthaftungsgesetzes

· Gefährdungshaftung für alle Betriebe, die Auswirkungen auf den Menschen und die Umwelt haben können.

· Verursachensvermutung

· Klagslegitimation auch für Umweltverbände

· Erschwingliche Prozesskosten

· Informationsanspruch des/der Geschädigten gegenüber dem/der BetreiberIn

· Pflichtversicherung für Umweltschäden

· Anerkennung des Ökoschadens

· Kein Ausschluss des Entwicklungsrisikos und des Normalbetriebs

Wer Umweltschäden fahrlässig oder vorsätzlich verursacht, wird auch nach dem Umweltstrafrecht zur Verantwortung gezogen. Die geltenden Bestimmungen im Strafgesetzbuch sind teilweise recht kasuistisch bzw. befreien den, der sich auf eine behördliche Genehmigung berufen kann, jedenfalls von der strafrechtlichen Verantwortung. Diese Genehmigungen können jedoch rechtswidriger Weise nicht aktualisiert worden sein (Sanierungsauftrag). Es muss dem Strafgericht ermöglicht werden, das Vorliegen eines Umweltdelikts nach den allgemeinen Regeln des Strafrechts festzustellen.

Maßnahmen:

· Novellierung der Umweltdelikte im Strafgesetzbuch durch Entfall der Verwaltungsakzessorietät und Schaffung eines umfassenden Umwelttatbestands


1.5
Die Umwelt braucht Beteiligung!

Die Menschen werden an der Planung der Zukunft beteiligt. Das gilt sowohl dann, wenn sie von konkreten Projekten betroffen sind, als auch bei der Gestaltung ihres zukünftigen Lebensraums.

Es war eine Errungenschaft des liberalen Rechtsstaates, dass dem Einzelnen gegenüber dem Staat durchsetzbare Rechtsansprüche in Bezug auf „seine Sache“ eingeräumt wurden. Die Gewerbeordnung von 1859 räumte dem Nachbarn einer geplanten Betriebsanlage Parteistellung im Verfahren zur Genehmigung der Anlage ein. Gesetzesbeschlüsse von Rot-Schwarz in den 90igern haben dieses Rechtsschutzniveau abgesenkt bzw. Defizite in anderen Bereichen wie z.B. bei der Genehmigung von Flugplätzen (LFG
), nicht vollständig abgebaut. Die Grünen wollen allen von einer staatlichen raumbezogenen Entscheidung in ihrer Gesundheit oder in ihrem Eigentum Betroffenen die rechtswirksame Mitsprache einräumen. Nur so kann die Rechtmäßigkeit staatlicher Entscheidungen gewährleistet sein.

Die Grünen wollen jedoch darüber hinaus gehen. Die von den Grünen beim Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 1993 unterstützte „Bürgerpartei“ hat sich bewährt und soll ausgebaut werden. Den BürgerInnen bei auch allen mittleren und größeren umweltrelevanten Vorhaben das Recht zustehen, über die „öffentliche Sache“, den Schutz der öffentlichen Interessen, wie sie vom Gesetzgeber formuliert wurde, zu wachen und offene Spielräume gemeinsam mit der Behörde auszufüllen. Der klassische Umweltschutz, die Ressourcenschonung, die Nachhaltigkeit, der Tierschutz sind öffentliche Interessen. BürgerInnen, in Form lokaler Initiativen als auch überregionaler Verbände, sind in behördliche Entscheidungen einzubinden. Sie sollen auch gegen rechtswidrige Versäumnisse und Fehlentscheidungen der staatlichen Behörden vorgehen können. Die bloße Einräumung von „Rechten“ würde jedoch die Waffenungleicheit zwischen Wirtschaft und Umwelt nicht beseitigen. Deshalb sind auch finanzielle Mittel bzw. ein entsprechender Sachverständigenapparat für die BürgerInnen zur Verfügung zu stellen. Diese Reformen entsprechen der Aarhuskonvention und vom Ansatz her der Rechtslage im anglikanischen und französischen Raum.

Lokale Agenda 21-Prozesse sollen vermehrt als Beteiligungsmodell für regionale Planungsprozesse aufgebaut werden. Dadurch sollen die Menschen aktiv in die Planung ihrer unmittelbaren Lebensumwelt mit einbezogen werden.  Soweit nicht eine Strategische Umweltprüfung (SUP) aufgrund des Gesetzes über umweltwirksame Planungen und Programme verpflichtend ist, soll die Bundesregierung SUP-Prozesse fördern.

Maßnahmen:

· Novellierung des UVP-G

· Parteistellung für NGO im Genehmigungs- und Kontrollverfahren ergänzen (die Bürgerinitiativen und Nachbarn sind bereits berücksichtigt)

· Einheitliches Umweltanlagenrecht

· Parteistellung für Nachbarn, NGO und BI im Genehmigungsverfahren, in Sanierungsverfahren und in Kontrollverfahren

· Antragsrecht für BürgerInnen zur nachträglichen Auflagenerteilung bzw. Aktualisierung des Bescheids, zum Entzug der Genehmigung bei schwerwiegender Rechtsverletzung.

· NGO und BI werden erst ab einer bestimmten Größenordnung der Vorhaben eingebunden (UVP- und IPPC-Anlagen sowie störfallgeneigte Anlagen).

· Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß Aarhus-Konvention

· Gesetz für ökologischen Rechts- und Fachdienst

· Juristisches und fachliches Wissen für engagierte BürgerInnen (lt. auch unter Beiziehung des UBA)

· Verfahrenshilfe

· Förderung von Lokalen Agenda 21-Prozessen

· Gesetz über umweltwirksame Planungen und Programme (siehe bereits oben)

· Öffentliche Auflage, Stellungnahmerecht der BI und NGO, Anfechtungsrecht bei Verfahrensverletzung.

2  Grüne umweltpolitik für die menschen

2.1
Für ein Grundrecht auf Gesundheit

Das Grundrecht auf Gesundheit wird sichergestellt.

Der Schutz vor umweltvermittelten Gefahren ist im österreichischen Grundrechtskatalog, wenn überhaupt, dann völlig unzureichend gewährleistet. Ein Grundrecht auf Gesundheit ist notwendiges Pendant zu den bestehenden Grundrechten auf Erwerbsfreiheit und Eigentum und würde die Asymmetrie  zwischen Umwelt und Wirtschaft im Grundrechtskatalog beseitigen. Dieses anthropozentrische Grundrecht ist einem Grundrecht auf gesunde Umwelt ähnlich, jedoch enger als ein Grundrecht auf Umwelt (ökozentrischer Ansatz).

Maßnahme:

· Gesetz über ein Grundrecht auf Gesundheit(*)

· Jede Person hat das Recht auf Gesundheit und kann gegen Bescheide, die ihre Gesundheit verletzen (u.a. weil Normen angewandt werden, die dieses Recht verletzen), nach Erschöpfung des Instanzenzuges den Verfassungsgerichtshof anrufen.

· Jeder betroffenen Person kommt Parteistellung in umweltrelevanten, raumbezogenen Verfahren zu.

· Jede Person hat das Recht der Beschwerde gegen den säumigen Verordnungserlasser (z.B. Maßnahmenkatalog nach IG-L) oder untätigen Gesetzgeber, wenn dadurch ihre Gesundheit nicht ausreichend vor umweltvermittelten Gefahren geschützt wird.

2.2
Umweltverträglichkeitsprüfung und Umweltanlagengesetz

Die Umweltverträglichkeitsprüfung und die Mitsprache der BürgerInnen bei Genehmigungen wird ausgebaut.

Die Grünen wollen ein Gesetz statt vieler Gesetze für die Prüfung und Zulassung von umweltrelevanten Betriebsanlagen. Bis dato baute sich jedes Ressort seine eigenen Lösungen, das Wirtschaftsressort für die Rohstoffgewinnung, gewerblichen Betriebsanlagen und die Elektrizitätswirtschaft, das Verkehrsressort für Flugplätze, Eisenbahnen, Straßen sowie die Schifffahrt und das Umweltressort für die Abfallwirtschaft. Dazu gesellen sich spezifische Luftreinhaltegesetze (aus der Feder des Wirtschaftsressorts und des Umweltressorts), das Wasserrechtsgesetz sowie das Forstgesetz (aus dem Umweltressort alias Landwirtschaftsressort) und das Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz. Und dann kann noch das Naturschutzrecht und das Baurecht der Länder relevant sein. Die daraus resultierende Rechtskomplexität wird zu Unrecht dem Umweltschutz angelastet und führt bei allen Betroffenen wie der Behörde, den BetreiberInnen sowie BürgerInnen zu unverhältnismäßig hohem Aufwand. Rechtsvereinfachung auf einem hohen Schutzniveau und Gleichbehandlung aller Sektoren lauten die Grünen Devisen. 

Der Instanzenzug in Genehmigungsverfahren für umweltrelevante Verfahren hat für größere Anlagen und Spezialfälle wie z.B. der Flugplatzbewilligung beim Landeshauptmann/bei der Landeshauptfrau zu starten. Für mittlere und kleinere Anlagen kann die BH wie bisher zuständig bleiben. Die zweite Instanz, der Unabhängige Verwaltungssenat, ist mit der Entscheidungsbefugnis in der Sache ohne Wenn und Aber auszustatten. Eine echte Landesverwaltungsgerichtsbarkeit wäre wünschenswert. Für UVP-Verfahren soll der Umweltsenat beim Ministerium zuständig bleiben. Durch geeignete Rechtsinstrumente ist einem allfälligen Öko-Dumping der Bundesländer vorzubeugen, also ein einheitliches Schutzniveau in Österreich sicherzustellen.

Maßnahmen:

· Novellierung des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (kurzfristig)

· Abschaffung des vereinfachten Verfahrens

· Senkung der Schwellenwerte, sodass das UVP-G für die österr. Maßstäbe in geographischer und wirtschaftlicher Hinsicht relevant wird, insbes bei Wasserentnahmen, Entwässerungen, Rodungen, Massentierhaltungen, Erweiterung von Gletscherschigebieten.

· Harmonisierung von Vorgaben der UVP-RL und IPPC-RL

· Aufnahme bisher unterschlagener Vorhaben (z.B. Spanplattenindustrie)

· Einzelfallprüfung für jeden Vorhabenstypus, um missbräuchliche Umgehung der Schwellenwerte zu verhindern

· Auch für Straßengenehmigungen ein Bescheidverfahren, um Auflagen der UVP durchsetzbar zu machen.

· Verankerung von Kontrollinstrumenten (Sanierung, Maßnahmen gegen Rechtsverletzungen)

· Ausbau der Beteiligung im Feststellungsverfahren

· Aufnahme der NGO in den Parteienkreis

· Novellierung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes

· UVS entscheidet in der Sache (volle Sachverhaltsprüfung mit fair Trial-Garantien)

· Angleichung der Befangenheitsregelung für Sachverständige an das Niveau im Zivilprozess. 




· Erlassung eines einheitlichen Umweltanlagenrechts (*) (mittelfristig; wenn keine Zweidrittelmehrheit vorhanden, nur Zusammenführung der Bundesmaterien möglich)

· Erfassung aller Sektoren, deren Anlagen Auswirkungen auf die Umwelt haben, insbesondere auch Intensivtierhaltung, Verkehrsanlagen, Telekommunikation, Energie, Schotter- und andere Rohstoffabbauten

· Vorsorglicher Gesundheitsschutz

· Integrative Beurteilung von Umweltverschmutzungen

· Plankonformität

· Energieeffizienz

· Sektorspezifische Genehmigungskriterien

· Parteistellung der Nachbarn, können auch Emissionsstandards und Störfallbestimmungen einbringen.

· Parteistellung der Standort- und Nachbargemeinde und der weichenden Behörden.

· Verpflichtende behördliche Prüfungsintervalle.

· Effiziente Eingriffsinstrumente bei Zuwiderhandlungen, Initiativrecht der Nachbarn.

· Zwei Verfahrensarten: UVP (UVP-G wäre Bestandteil) und Normal.

· Instanzenzug: 1. Instanz Bezirkshauptmann/frau oder Landeshauptmann/frau , 2. Instanz: UVS bzw. Umweltsenat in UVP-Verfahren


2.3
Umweltinformation schafft Gewissheit!

Das Umweltinformationsgesetz wird ausgeweitet.

Jede Person hat das Recht, über den Zustand der Umwelt und über beeinträchtigende Maßnahmen Bescheid zu wissen. Die staatliche Verwaltung ist bei der Kontrolle, ob Umweltschutznormen eingehalten werden, wesentlich auf engagierte BürgerInnen angewiesen. Das geltende Umweltinformationsgesetz ist in Bezug auf Informationen über Produkte, welche die Umwelt oder die Gesundheit des Menschen beeinträchtigen können, nicht hinreichend klar. Diese Klarstellung ist insbesondere vor dem Hintergrund der oft zitierten mündigen KonsumentInnen notwendig. Bei dieser Novellierung sind gleich vorweg die Neuerungen, die von europäischer Seite auf Österreich zukommen werden, sowie gleichrangig die Aarhus-Konvention zu beachten. 

Maßnahmen:

· Novellierung des Umweltinformationsgesetzes

· Klarstellung bzw. Erweiterung des Begriffs der Umweltinformation um

· Produktinformationen

· Kosten-Nutzen-Analysen und andere wirtschaftliche Analysen in Bezug auf umweltrelevante Vorhaben oder Umweltschutzmaßnahmen

· Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit

· Zustand der Kulturstätten und Bauwerke

· Auskunftspflichtig können auch Private sein, wenn sie ausgelagerte Aufgaben erfüllen.

· Bei schwerwiegenden Normverletzungen durch Dritte besteht zum Schutz von Risikogruppen bzw. sonst besonderen Gefahren eine aktive Informationspflicht des Staates.

· Verkürzung der Fristen

2.4
Umwelt braucht Bildung!

Umweltbildung wird als zentrales Element zur Förderung eines nachhaltigen Lebensstils etabliert.

Wenn wir das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung ernst nehmen, müssen wir alles daran setzen, um auch einen nachhaltigen Lebensstil der Menschen zu erreichen. Dabei kommt der Bildung eine zentrale Rolle zu. Wobei wir unter Bildung nicht nur das klassische Bildungssystem sehen, sondern sämtliche Ausbildungs-, und Weiterbildungsmöglichkeiten und Beteiligungsmodelle der Öffentlichkeit. Es geht uns speziell auch darum, eine echte Kooperation zwischen Bildung und Wissenschaft zu ermöglichen und auch junge Menschen in einen Dialog mit einzubeziehen
.

Maßnahmen:

· Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung und konkrete Umweltbildung ist in allen Lehrplänen verstärkt zu verankern.

· Sämtliche Umweltbildungsprogramme und –aktivitäten sollen in regelmäßigen Abständen überprüft und evaluiert werden.

· Lokale und regionale Agenda 21-Prozesse sind zu fördern und auszubauen.




3 Auf ins Solarzeitalter:  Grüne Energie- und Ressourcenpolitik

Im Solarzeitalter ist der vollständige Ausstieg aus der fossilen und nuklearen Energie- und Rohstoffversorgung möglich.

3.1
Klimaschutz wird Top-Priorität!

Österreich erfüllt seine Kioto-Verpflichtungen und verfolgt eine ambitionierte Klimaschutzpolitik.

Der Klimaschutz ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Klimaforscher gehen von einer Erhöhung der Erdoberflächentemperatur von 1 bis 6 Grad bis zum Jahr 2100 aus. Mit dem Klimawandel drohen massive Schäden für Mensch und Natur. Die Zunahme an Naturkatastrophen auch in Europa ist nur ein Warnschuss. Der Klimawandel macht auch vor Österreich nicht halt. Im Gegenteil: Aufgrund unserer geographischen Lage spürt Österreich den Klimawandel besonders stark. In den letzten 100 Jahren ist die mittlere Temperatur in Österreich um 1,8 Grad angestiegen. 95 Prozent der Alpengletscher werden bis zum Jahr 2100 verschwinden, wenn nicht rasch gegengesteuert wird. Mit vermehrten Lawinen und Muren im Hochgebirge ist zu rechnen. Drastische Einbrüche im Wintertourismus durch weniger Schneetage, mehr Hochwässer, Dürreperioden und Zunahme von Stürmen sind weitere Auswirkungen auf Österreich. 

Es ist zu spät, die Folgen des Klimawandels ganz zu verhindern, aber wir müssen alles tun, um sie so gering wie möglich zu halten. Durch eine verfehlte Politik sind die Treibhausgasemissionen in Österreich in den letzten Jahren kontinuierlich weiter angestiegen. Dieser fatale Trend muss durchbrochen werden. Die Grünen drängen daher auf die Einhaltung des Kioto-Klimaschutzziels, das eine Reduktion der Treibhausgasemissionen in Österreich um 13% bis zur Periode 2008/2012 (Basisjahr 1990) vorschreibt. Die Emissionsreduktionen zur Erreichung der österreichischen Kioto-Verpflichtungen müssen zu mindestens 80% im Inland erreicht werden. Die Grünen schlagen vor, dass die EU sich im Rahmen der internationalen Klimaschutzverhandlungen für die zweite Verpflichtungsperiode des Kioto-Protokolls bereit erklärt, ihre Treibhausgase bis zum Jahr 2020 um 30% (gegenüber dem Basisjahr 1990) zu 

reduzieren. Klimaschutzmaßnahmen sind nicht nur der beste Katastrophenschutz, sondern bringen auch tausende neue Arbeitsplätze.

Maßnahmen
:

· Vollständige Umsetzung des Kioto-Zieles (Minus 13 % bis zur Periode 2008/2012), zu mindestens 80% in Österreich. Finanzierung mit zusätzlich 90 Mio. Euro pro Jahr im Budget sicherstellen

· Einführung einer aufkommensneutralen öko-sozialen Steuerreform

· ökologische Sanierungsoffensive im Altbau

· Energiewende: Einstieg in die Solarwirtschaft 

· Prüfung einschlägiger Gesetzesvorhaben auf Klimaschutz-Relevanz 

· Überdenken der im Generalverkehrsplan vorgesehenen Offensive im Bau weiterer Transitachsen. Investitionsschwerpunkt für klimaverträglichere Verkehrsträger wie die Schiene

· Senkung der UVP-Schwellen für Massentierhaltungen (Methan-Emissionen!)

· Verstärkte Förderung von Innovations- und Technologiepolitik mit dem Ziel, die Emissionen von Treibhausgasen zu reduzieren

· Verbot der Treibhausgase Fluor-Kohlenwasserstoffe (FKW) und Schwefelhexafluorid (SF6) in Österreich bzw. Eintreten für ein EU-weites Verbot

· Aktionsplan zur Reduktion von Methan-Emissionen aus bereits bestehenden od. alten Mülldeponien in Österreich (z.B. durch Methanoxidationsschichten)

· Projekte in osteuropäischen- oder Entwicklungsländern sind ökologisch und sozial verträglich zu gestalten. Dafür wird ein Kriterien- und Projektkatalog erstellt.


3.2
Den europaweiten Atomausstieg vorantreiben!

Ein AKW-freies Europa ist innerhalb der kommenden 10-20 Jahre ohne Versorgungsengpässe machbar.

Atomkraft ist teuer, gefährlich und hat keine Zukunft. Die Gefahr von Unfällen und Terroranschlägen, die vielfältigen Belastungen für Mensch und Umwelt in der gesamten Technologiekette und die ungelöste Frage der Endlagerung radioaktiver Abfälle sind zwingende Gründe für ein Beendigung des Atomzeitalters. Nicht zuletzt behindert das weltweite Anhäufen waffenfähigen Plutoniums und hochangereicherten Urans die Abrüstung und bringt neue Gefahrenpotentiale. Die Grünen engagieren sich massiv für einen europaweiten Ausstieg aus der Kernenergie. Langfristiges Ziel ist die hundertprozentige Versorgung mit erneuerbaren Energien. Der Euratom-Vertrag wird aufgelöst, die Förderung der Atomenergie beendet, stattdessen der Ausstieg aus der Atomenergie vorangetrieben. Die Stilllegung unsicherer, grenznaher AKW (Temelin, Bohunice, Krsko...) hat oberste Priorität. Durch konkrete Angebote an die Staaten Mittel- und Osteuropas rückt das Ziel eines AKW-freien Europas näher. Um Österreich als Vorbild zu etablieren, sind Energieimporte aus ökologisch bedenklicher Erzeugung (insb. Atomstromimporte) zu vermeiden. 

Österreich kann ein ökologischer Motor für umfangreiche Partnerschaften im Energiebereich sein, um gemeinsam den Weg in die solare Energiezukunft zu beschreiten. Durch eine „österreichische Nationalstiftung für einen europäischen Atomausstieg“ und verstärkte Energiekooperationen, die konkrete Angebote zum Ausstieg beinhalten, rückt das Ziel eines AKW-freien Europas näher.

Maßnahmen:

· Auflösung des Euratom-Vertrags, eigenes Energie-Kapitel im EU-Vertrag.

· Keine neuen EURATOM-Kredite für Neubau von AKW in Osteuropa oder Entwicklungsländern

· Radikale Reform des EURATOM-Forschungsprogramms. Stopp der teuren und riskanten Kernfusionsforschung, Anpassung des Programms an das Ziel eines europaweiten Atomausstieges.

· AKW-Sicherheitsstandards als Kriterien, um verbindliche Abschaltefristen für europäische AKW festzuschreiben.

· Volle Haftpflicht für europäische AKW

· Ergänzung des Bundesverfassungsgesetzes für ein atomfreies Österreich(*): Das  jeweilige österreichische Regierungsmitglied wird verpflichtet, für den Ausstieg der EU-Mitgliedstaaten aus der Kernenergie einzutreten, d.h.

· auf Rechtsakte hinzuwirken, die unter Achtung der Grundrechte zu einem Verbot neuer AKW bzw. zur Stilllegung oder Nichtinbetriebnahme bestehender AKW in der EU führen, 

· auf die Auflösung des Euratom-Vertrags und Unterstellung der Atomindustrie unter den EG-Vertrag, 

· auf die Erlassung von Vorschriften zum Schutz vor ionisierenden Strahlen auf der Basis Art. 175 EG-V, 

· auf Haftungsvorschriften für Atomschäden nach dem Vorbild des österreichischen Atomhaftungsgesetzes hinzuwirken und 

· keinen Maßnahmen der EU zuzustimmen, die dem Atomausstieg zuwiderlaufen, wie z.B. Kreditvergaben für AKW oder Forschungsprogramme im Bereich der Kernfusion und der Entwicklung neuer Reaktorkonzepte. 

· EU-weite Regelung gegen Import von „schmutzigem Strom“ aus Drittstaaten 

· Verpflichtende Europäische Stromkennzeichnung nach Händlermix (inkl. Pumpstrom)

· Kein Verkauf der österreichischen E-Wirtschaft an Atomkonzerne

· Einrichtung einer „Österreichischen Nationalstiftung für einen europäischen Atomausstieg“. Die mit 10 Mio. Euro jährlich dotierte Initiative soll über Energiepartnerschaften mit osteuropäischen Nachbarstaaten den Umbau der E-Wirtschaft und den Atomausstieg vorantreiben

· Hohe Priorität haben Verhandlungen mit Tschechien über einen Umbau des Energiesystems und den Ausstieg aus Temelin. Dafür soll ein Ausstiegsangebot erarbeitet werden, das auch der österreichischen Wirtschaft nützt.


3.3
Energiewende jetzt!

Der Einstieg ins Solarzeitalter ist ökologisch notwendig, machbar und schafft zukunftsfähige Arbeitsplätze.
Der Energieverbrauch in den Bereichen Verkehr, Industrie und Haushalte steigt weiterhin und ist der Hauptverursacher des menschgemachten Klimawandels. Eine Wende in der Energiepolitik ist das Gebot der Stunde. Der Weg ist klar: Raus aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe wie Öl, Kohle und Gas und Einstieg in die Solarwirtschaft. Langfristiges Ziel ist dabei die 100%ige Energieversorgung aus solaren Energieträgern (Windkraft, Biomasse, Biogas, Wasserkraft, Solarenergie und Erdwärme). Die weltweiten Konflikte rund um die knapper werdenden Ölvorräte zeigen, dass die Solarwirtschaft die einzige Zukunftsoption darstellt. Der Einstieg ins Solarzeitalter ist dabei nicht nur eine ökologische Notwendigkeit, sondern eine große Chance. Durch erneuerbare Energietechnologien und die Durchsetzung von mehr Energieeffizienz entstehen neue Arbeitsplätze und heimische Wertschöpfung; die Abhängigkeit von Öl- und Gasimporten sinkt durch eine dezentrale, nachhaltige Energieversorgung. Österreich hat enormes Potential im Bereich Erneuerbare Energie und Energieeffizienz.

Maßnahmen:

· Schrittweise Umstellung der Stromerzeugung auf 100% erneuerbare Energieträger (Windkraft, Biomasse, Biogas, Wasserkraft, Solarenergie und Erdwärme) 

· Reform des Ökostromgesetzes

· Signifikante Erhöhung der bundesweiten Einspeisetarife für Ökostrom nach dem Vorbild Deutschland und Einführung einer regelmäßigen Evaluierung 

· Höhere Quotenziele für Ökostrom (10% bis 2010 nach Elwog-Definition)

· Aufhebung aller Deckelungen für Strom aus erneuerbaren Energieträgern (z.B. Abschaffung des gedeckelten Ökostromzuschlags und der Photovoltaik-Beschränkung bis österreichweit 15 MW)

· Einführung der Stromkennzeichnung nach dem Händlermix zum frühest möglichen Zeitpunkt (derzeit sind noch die Stromanteile nur des jeweiligen Produkts auszuzeichnen)

· Abbau bestehender Barrieren für Ökostromanbieter (z.B. Volleinspeiseregelung)

· Befreiung von Ökostrom von der Energieabgabe und Abbau der Steuerprivilegien für fossile Energieträger

· Erneuerbare Energie in öffentlichen Gebäuden

· Forschungsschwerpunkt im Bereich Erneuerbare Energien (inkl. Brennstoffzellentechnologie) mit Schwerpunkt Biomasse und Biogas 

· Initiierung einer Solaroffensive

· Reform des Gaswirtschaftsgesetzes

· Bevorrangung und Förderung von Biomasse und Fernwärme in der Wärmeversorgung

· Schwerpunktprogramm Energieeffizienz im Wohnbau: Ökologische Sanierungsoffensive im Altbau und weitere Verschärfung der ökologischen Standards im Neubau (Wohnbaufördermittel, Umsetzung der EU-Richtlinie über einen Energieausweis für Gebäude)

· Schwerpunktprogramm Contracting (Drittmittelfinanzierung von Energieeinsparungen)

· Substitutionsprogramm für Elektroheizungen

· Massive Förderung und Koordination von gemeinsamen Projekten mit den EU-Beitrittsstaaten in Mittel- und Osteuropa 

· Ökologische Steuerreform


3.4
Kreisläufe schließen, Müll vermeiden! 

Eine ökologische Kreislaufwirtschaft wird etabliert, 

der Materialverbrauch unserer Gesellschaft sinkt drastisch, 

es wird verstärkt auf nachwachsende Rohstoffe gesetzt, 

gefährliche und naturfremde Chemikalien werden vermieden 

und die Abfallberge reduziert.
3.4.1
Grüne Ressourcen- und Abfallpolitik

Ökologische Rucksäcke reduzieren

Der Materialverbrauch unserer Gesellschaft sprengt längst sämtliche Nachhaltigkeitsgrenzen. Der Raubbau insbesondere an fossilen, nicht erneuerbaren Rohstoffen schreitet zügig voran. Der Grund liegt nicht nur am ständig steigenden Energieverbrauch, sondern auch in der ständig steigenden Flut von Produkten aller Art, die sich im Laufe ihres Produktlebens (Produktion-Verwendung-Entsorgung) einen „ökologischen Rucksack“ aufgeladen haben. Damit zukünftige Generationen nicht als einzige Rohstoffquelle unsere Müllberge vorfinden, ist mittelfristig eine Reduktion des Ressourcen- bzw. Materialverbrauchs um den Faktor 4 (das heißt: Reduktion auf 25 Prozent) anzustreben, wie bereits in der österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie festgeschrieben. Gleichzeitig gilt es – wie in der Energieversorgung – langsam vom fossilen ins solare Zeitalter vorzudringen und verstärkt auf nachwachsende Rohstoffe zu setzen.

Grüne Abfallpolitik beginnt demnach nicht bei der Standortsuche einer neuen Müllverbrennungsanlage, sondern beim ökologischen Design von Produkten und Dienstleistungen: Produkte müssen generell langlebiger und reparaturfreundlicher werden, sparsamer mit Material umgehen und nach Gebrauch möglichst in ökologische Kreisläufe rückführbar sein („integrierte Produktpolitik“). Wichtige Impulse können hier im Bereich der Produktnormen geschaffen werden, aber auch die richtigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen könnten Wunder wirken (Stichwort: ökosoziale Steuerreform).

Damit sich die KonsumentInnen auch für „nachhaltige“ Produkte und Dienstleistungen entscheiden können, brauchen sie die entsprechenden Informationen. Eine vollständige Produktkennzeichnung über den gesamten Produktlebenszyklus ist dazu ebenso notwendig wie der Ausbau und die Vereinheitlichung von Umweltzeichen und Gütesiegeln. Der öffentlichen Hand kommt bei der Förderung des Marktanteils „nachhaltiger Produkte“ eine besondere Verantwortung zu. Einerseits hat sie bei der Beschaffung eine besondere Vorbildwirkung, andererseits kann sie so auch die nötigen Marktimpulse setzen.

Maßnahmen:

· Erarbeitung eines nationalen Programms zur Reduktion des gesamten Ressourcenverbrauchs in Österreich um den Faktor 4 bis zum Jahr 2020 (im Rahmen der österreichischen Nachhaltigkeitsstrategie)

· Klare Vorgaben bzw. Initiativen im Bereich der Produktnormung in Richtung langlebiger und reparaturfreundlicher Produkte (insbesondere auf EU-Ebene)

· Ausbau und Fortführung von Programmen zur ökologischen Betriebsberatung mit den Schwerpunkten „Ressourceneffizienz“ und „ökologisches Produktdesign“

· Ausbau des österreichischen Umweltzeichens und Gütezeichen bzw. Produktinformationssysteme (auch auf EU-Ebene)

· Umfassende Produktkennzeichnung 

· Vorbildwirkung der öffentlichen Hand durch verstärkten Einsatz „nachhaltiger“ Produkte in der öffentlichen Beschaffung

· Prüfung  ökonomischer Instrumente zur Reduzierung des Ressourcenverbrauchs bzw. des Abfallaufkommens (z.B. Abgaben und Pfandsysteme für umweltschädliche Produkte
,)
· Forschungs- und Förderoffensive im Bereich nachwachsender Rohstoffe

· Steigerung der Förderungen im Rahmen des österreichischen Impulsprogramms „Nachhaltig Wirtschaften“

· Pflicht zur Information über Ersatzteilbeschaffung im Rahmen des Gewährleistungsrechts
Abfallvermeidung

Die Entwicklung der österreichischen Verpackungsverordnung – vor allem der Niedergang der ökologisch sinnvollen Mehrwegverpackungen bei Getränken – ist besorgniserregend. Diesem umweltpolitisch negativen Trend wollen die Grünen mit effizienten Maßnahmen (Mehrwegquoten und Einführung einer Lenkungsabgabe oder eines Pfands auf ökologisch nachteilige Einwegverpackungen) entgegenarbeiten.

Im Bereich Elektronikschrott sind dringend Regelungen notwendig, um die Berge von ausgedienten Computern, Handys oder Radios zu reduzieren, die mit zahlreichen Schadstoffen belastet sind. Insbesondere Pfandsysteme (z.B. für Handy-Akkus) bzw. eine Rücknahmeverpflichtung für den Handel sind sinnvolle Instrumente, um die Entwicklung reparaturfreundlicher, nachrüstbarer und langlebigerer Geräte zu fördern.

Maßnahmen:

· Verankerung von Mehrwegquoten in der österreichischen Verpackungsverordnung bzw. der Zielverordnung: 72 % (nach deutschem Vorbild)

· bei Nichterreichung Einhebung einer Abgabe oder eines Pfands auf ökologisch nachteilige Einweg-Getränkeverpackungen.

· Rasche Umsetzung der EU-Elektronikschrottverordnung

· Einführung von Pfandsystemen für besonders gefährliche und häufige Produktgruppen (z.B. Handy-Akkus)

· Rücknahmeverpflichtung des Handels für Elektronik-Altgeräte

· Verstärkte Initiativen zur Reduzierung der Baurestmassen („Baurestmassenrecycling“)

Restmüllbehandlung und -entsorgung

Nach wie vor sind keine österreichweiten Standortausweisungen und Kapazitätsobergrenzen für Abfallbehandlungsanlagen vorgesehen. Daher können überall Müllverbrennungsanlagen gebaut werden und so viele, wie private Firmen dies entscheiden.  Österreichweit sind eine Reihe neuer Müllverbrennungsanlagen oder Kapazitätsausweitungen in Planung bzw. bereits 

in Bau. Müllimporten wurde kein wirksamer Riegel vorgeschoben. Im Entsorgungsbereich bekennen sich die Grünen zwar ausdrücklich zum Ziel, die Deponierung unbehandelter Abfälle künftig zu vermeiden, werden sich aber für eine faire Gleichbehandlung sämtlicher Abfallbehandlungstechnologien einsetzen. Das derzeit offenbar angestrebte Monopol der Müllverbrennung ist weder ökologisch noch ökonomisch zu rechtfertigen. Die Entwicklung der MBA-Technologie („mechanisch-biologische Abfallbehandlung“) wird viel zuwenig unterstützt. Hier müssten vor allem finanzielle Mittel eingesetzt und verschiedene gesetzliche Bestimmungen überdacht werden (ALSAG etc.).

Unter Beteiligung aller relevanten Gruppen, auch der betroffenen BürgerInnen, soll ein Abfallwirtschaftsplan erarbeitet werden, der Anzahl, Standort und Kapazität der Abfallbehandlungsanlagen in Österreich festschreibt. Ein präziser Abfallwirtschaftsplan ist Voraussetzung für die Verhinderung von Müllimporten, die dem Prinzip der verursachernahen Entsorgung widersprechen und viele Folgeprobleme, z.B. beim LKW-Verkehrsaufkommen, mit sich bringen. 

Maßnahmen:

· Ausarbeitung eines Abfallwirtschaftsplans, der Anzahl, Standort und Kapazität der Abfallbehandlungsanlagen in Österreich festschreibt 

· Schaffung fairer Voraussetzungen für den Wettbewerb unterschiedlicher Behandlungsverfahren (v.a. Müllverbrennung, biologisch-mechanische Anlagen bzw. Müllsplitting). Abschaffung bestehender Privilegien für die Müllverbrennung (z.B. durch Deponieverordnung od. Befreiung der Müllverbrennungsschlacke vom Altlastensanierungsbeitrag)

· Restriktive Genehmigungspolitik bei Müllimporten durch optimales österreichisches Abfallkonzept.

· Vorrang für dezentrale Behandlungsanlagen vor zentralen Riesenanlagen (Vermeidung unnötiger Mülltransporte)

· Aktionsplan zur Reduktion von Methan-Emissionen aus bereits bestehenden od. alten Mülldeponien in Österreich (z.B. durch Methanoxidationsschichten)


3.4.2
Grüne Chemiepolitik

Grüne Chemiepolitik orientiert sich am Vorsorgeprinzip. Wir wollen die Vielzahl oft viel zu wenig erforschter Stoffe reduzieren und eine „sanfte“, menschenfreundliche Chemie fördern. Oft werden die Auswirkungen einzelner Stoffgruppen auf Mensch und Umwelt erst nach Jahrzehnten bekannt. Erinnern wir uns nur an Horror-Beispiele wie das jahrzehntelang verwendete Pflanzenschutzmittel DDT oder die Stoffgruppe der FCKW (Fluorchlorkohlenwasserstoffe), die uns das Ozonloch bescherten. Die Grünen fordern deshalb eine Ökologisierung des nationalen Chemikalienrechts und drängen im Rahmen der EU-Chemikalienreform auf eine umwelt- und gesundheitsfreundliche Chemikalienpolitik. 
Maßnahmen:

· Generelles Verbot hochgefährlicher Substanzen und Substanzgruppen wie z. B. gefährliche Biozide

· Ein Zulassungsverfahren muss das gegenwärtige System der bloßen Anmeldung ersetzen

· Emissionstopp für gefährliche Chemikalien, d. h. keine Anwendung in offenen Systemen oder Freisetzung als Nebenprodukt im Rahmen von Produktion, Verarbeitung oder Entsorgung

· Lückenlose Veröffentlichung der Daten über Umwelt- und Gesundheitsbewertung von Chemikalien entlang der gesamten Produktionskette.

· Gesetzliches Verbot des Exports von Chemikalien und Technologien, deren Anwendung in Österreich untersagt ist. (z.B. Exportverbot für chlorchemische Anlagen in Schwellen- und Entwicklungsländer)

· Ausstieg aus der Chlorchemie (z.B. Verbot der Papierbleiche mit Chlor)

· Prüfung des Einsatzes von Abgaben und Steuern auf umweltschädliche Chemikalien

· Verbot der Treibhausgase Fluor-Kohlenwasserstoffe (FKW) und Schwefelhexafluorid (SF6)

· Verstärkte Kontrollen der Landwirtschaft (Hormon- und Pestizideinsatz,…) und Reduktion des Chemikalieneinsatzes




4 Natur nützen und beschützen!

4.1
Naturschutz bringt Lebensräume

Naturschutz umfasst nicht nur Nationalparks und Naturschutzreservate, sondern wird als Gestaltungsprinzip auf 100 % der Fläche anerkannt. So wird die Vielfalt an Arten, Landschaften und Lebensräumen erhalten bzw. zurückgewonnen.

Zwar sind in Österreich zahlreiche Gebiete naturschutzrechtlich geschützt (Naturschutzgebiete, Nationalparks etc.), trotzdem bestehen deutliche Defizite im Naturschutz. So ist die Anzahl der auf der Roten Liste gefährdeter Pflanzen ausgewiesenen Pflanzen in den vergangenen 15 Jahren um 13% angestiegen. Amphibien und Reptilien finden sich fast vollständig auf der Roten Liste gefährdeter Tiere wieder. Noch immer werden Lebensräume von Tieren und Pflanzen durch die industrielle Landwirtschaft, Industrie, Gewerbe, Straßenbau, Flussbegradigungen zerstört. Der Naturschutz wird in Österreich immer noch in neun unterschiedlichen Regelungen durch die Bundesländer vollzogen. Die fehlende bundeseinheitliche Kompetenz ist einer der Gründe für die Defizite beim Naturschutz. So laufen zahlreiche EU-Vertragsverletzungsverfahren und Beschwerden gegen Österreich. Die Vogelschutzrichtlinie wurde von Österreich nur mangelhaft umgesetzt. 45% der aus wissenschaftlicher Sicht schützenswerten Gebiete wurden nicht nach Brüssel gemeldet, der Schutz von 25 gefährdeten Vogelarten ist nicht sichergestellt
. Die Grünen treten für ein „Bundesrahmengesetz Naturschutz“ ein. Die Defizite im Naturschutz sollen rasch behoben werden. Minimalanforderung ist eine umfassende Überarbeitung aller relevanten Landesgesetze (9 Naturschutzgesetze, 9 Jagdgesetze, 9 Fischereigesetze, 9 Flurverfassungsgesetze) durch eine bundesweite Koordinierung, um Österreich die regelmäßige Verurteilung durch den EuGH zu ersparen.




Maßnahmen:

· Bundesrahmengesetz für Naturschutz(*), Stärkung des Umweltbundesamtes als Kompetenzzentrum für Naturschutz

· Vollständige Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien (Natura 2000)

· Umfassende Ausweisung von Natura 2000 Gebieten

· Gesicherte Finanzierung für erforderliche Maßnahmen in den Natura 2000 Gebieten

· Finanzielle Stärkung der naturschutzrelevanten Programmbestandteile des ÖPUL

· Finanzierungstopf zur Umsetzung der Biodiversitätskonvention nach Schweizer Vorbild

· Errichtung eines kombinierten National- und Biosphärenparks Wienerwald, des Nationalparks Lechtal und ernsthafte Prüfung weiterer Nationalparkprojekte und –ergänzungen in Österreich.  Erweiterung der Mitfinanzierung des Bundes auf Biosphärenparks
· Forcierung grenzüberschreitender Schutzgebietsprojekte mit Österreichs Nachbarländern

· Gesetzliches Verbot der Erschließung neuer Gletschergebiete (*)

· Vollständige Umsetzung internationaler Abkommen und Konventionen (z.B.: Alpenkonvention, Wasserrahmenrichtlinie)


4.2
Alpen nachhaltig schützen!

Die Alpenkonvention wird rasch umgesetzt und dadurch eine der sensibelsten Zonen Österreichs vor den Auswüchsen von Verkehr und Tourismus geschützt und nachhaltig entwickelt.

Nach mehr als zwei Jahren Verhandlungen tritt die Alpenkonvention im Dezember 2002 in Kraft. Die Grünen wollen eine rasche und effiziente Umsetzung der Konvention in Österreich. Besonderes Augenmerk wird auf das  Verkehrsprotokoll gelegt, das den internationalen Konsens zur Frage „Sensible Zone Alpen“ und den Verzicht auf neue Transitrouten enthält und Grundlage jeder künftigen Alpentransitregelung ist. Straßenbauprojekte, die dem Verkehrsprotokoll widersprechen, haben in einem von den Grünen überarbeiteten Generalverkehrsplan keinen Platz mehr. Daneben sind die Bundes- und Landesgesetze auf nötige Verbesserungen durch die Alpenkonvention zu prüfen und bei Bedarf zügig anzupassen. Vorrangig sind neben dem Verkehrsprotokoll das Naturschutz- und das Tourismusprotokoll. Umsetzungs-Initiativen von Gemeinden, Schutzgebietsverwaltungen und Nichtregierungsorganisationen sind in besonderer Weise zu fördern. Im Bereich des Tourismus ist darüber hinaus eine Reihe weiterer, alpenrelevanter Maßnahmen dringlich umzusetzen, wie ein neues bundesweites Seilbahnkonzept und der bessere Schutz unerschlossener Gletscherflächen.

Maßnahmen:

· Umsetzung der Inhalte der seit 1995 geltenden Alpenkonvention und der mit Dezember 2002 intern. verbindlichen neun Durchführungsbestimmungen („Protokolle“ – Verkehr, Naturschutz, Raumplanung, Berglandwirtschaft, Bergwald, Bodenschutz, Energie, Tourismus, Streitbeilegung) – Anpassung der Rechtslage und Förderung von Pilotprojekten der inhaltlichen Implementierung, insbes. im Bundeseinfluss wie bei den ÖBF.

· Engagement bei der partizipativen Ausarbeitung der ausstehenden Protokolle, insbesondere „Bevölkerung und Kultur“

· Weiterentwicklung der Implementierungs- und Kontrollmechanismen

· Fortsetzung der Informations- und Kommunikationsarbeit zu Alpenschutz und Alpenkonvention

· Sicherstellen des Finanzierungsbeitrags zum dringend nötigen Ständigen Sekretariat

4.3
Mehr Öko-Chancen für Tourismus und Freizeit

Österreich etabliert sich als Zentrum eines nachhaltigen Tourismus– auch zugunsten der Lebensqualität der lokalen Bevölkerung.

Die Grünen stehen im Bereich Tourismus/Freizeit für eine moderne Politik mit menschen- und umweltfreundlicher Ausrichtung. Es braucht Grüne Alternativen zur Erschließungs-, Infrastruktur- und Verkehrsspirale des derzeitigen „Mehr vom Gleichen“. Bei der touristischen und Freizeit-„Hardware“ sollen diese zu innovativen Angeboten bei nachhaltigen Förderstrukturen führen. Anstelle des Verdrängungswettbewerbs und der Trends zur regionalen Einseitigkeit und zu wenig nachhaltigen Großstrukturen soll überregionale Abstimmung, eine stärkere Verknüpfung mit lokaler und innerregionaler Nachfrage sowie ein Förderschwerpunkt auf dezentrale, nicht umweltbelastende und wirtschaftlich nachhaltige Infrastrukturen forciert werden. 

Dabei kommt der sozialen Komponente der Tourismuswirtschaft besonderer Stellenwert zu; die wenig nachhaltige Ausrichtung am Saisonierwesen bei den Beschäftigten der Tourismus- und Freizeitwirtschaft ist zugunsten nachhaltigerer Formen umzugestalten. Zugleich soll im Bereich der touristischen und Freizeit-„Software“ durch Aufwertung und Einrichtung ballungsraumnaher Erholungs- und Schutzgebiete sowie Verbesserung ihrer umweltfreundlichen Erreichbarkeit zu lebenswerten Städten und Siedlungsräumen beigetragen werden. Darüber hinaus soll eine ökosoziale Tourismusoffensive umgesetzt werden, in deren Rahmen Ökotourismus in grenzüberschreitenden Schutzgebieten und Bio-Agrotourismus zu Schwerpunkten der Tourismusdestination Österreich entwickelt werden.




Maßnahmen:

· Befristete Aufstockung der Mittel für die Erhaltung und ökologische Optimierung der dezentralen Nächtigungs- und Wegeinfrastrukturen im Berggebiet

· Aufwertung und Einrichtung ballungsraumnaher Erholungs- und Schutzgebiete sowie Verbesserung ihrer umweltfreundlichen Erreichbarkeit im öffentlichen Verkehr (ÖV) – für Einheimische und Gäste

· Erarbeitung eines neuen Österreichischen Seilbahnkonzeptes 

· Forschungs- und Fördermodell für infrastruktur- und verkehrsvermeidende Innovationen im Tourismus 

· Review des bestehenden Förderinstrumentariums inkl. der Vergabekriterien und Schwerpunkte der Spezialbanken und Fonds auf Nachhaltigkeit (inkl. Sozialverträglichkeit!), Klimaschutz, Verkehrserregung etc.

· Bewilligung touristischer Großinfrastrukturen nur mehr bei nachweisbarer Grundauslastung (Besucherpotential) im lokalen Einzugsbereich und bei entsprechender ÖV-Erschließung (Freizeit-Infrastrukturen, die synergetisch auch für Tourismus nutzbar sind)

· Umsetzung der tourismusbezogenen Inhalte der Alpenkonvention (u.a. Verbot von Beschneiungs-Zusätzen)

· Sicherstellen eines absoluten Schutzes unerschlossener Gletscherflächen vor technischer Erschließung




· Schwerpunktprogramm „Barrierefreiheit im Tourismus – behindertengerechte Tourismuseinrichtung“

· Förderung des Ökotourismus in grenzüberschreitenden Schutzgebieten (unter Nutzung von EU-Mitteln) sowie in „Bioregionen“ (Bio-Agrotourismus)

· Schwerpunkt Ökotourismus im Grenzraum zu den EU-Beitrittsstaaten, auch als vergleichsweise schonende Variante regionaler Wirtschaftsförderung

· Aufzeigen und Unterstützen des Innovations- und Verbesserungspotentials bei Arbeitsbedingungen im Tourismus (z.B. Preis für besonders mitarbeiterfreundliche UnternehmerInnen)

· Zurückführen der Ausweitungen des Saisonierwesens im Tourismus

· Weiterer Ausbau des „Umweltzeichens Tourismus“

· Einbremsung des Golfplatz-Wildwuchses in ökologisch sensiblen Bereichen.


4.4
Grüne Wasserpolitik

Waserverschmutzung und -verbrauch werden deutlich reduziert, die Fließgewässer werden renaturieriert.

4.4.1
Ökologischer Hochwasserschutz 

Mitschuld an der verheerenden Hochwasserkatastrophe und den gigantischen - für viele Menschen existenzbedrohenden - Schäden (Flutkatastrophe 2002 in Österreich: 3 Mrd. Euro!) sind eine über Jahrzehnte verfehlte Hochwasserpolitik und Versäumnisse beim Klimaschutz. Durch eine über Jahrzehnte verfehlte Flussbaupolitik (Begradigungen, Staustufen, Zerstörung der Auwälder) hat sich die Fließgeschwindigkeit der Flüsse erhöht und Überschwemmungen kommen schneller und stärker. Flächenversiegelung durch Strassen- und Siedlungsbau, großzügige Widmungspolitik und die Verdichtung der Böden durch die industrialisierte Landwirtschaft haben die Situation weiter verschärft. Neben einem raschen ökologischen Wiederaufbau müssen jetzt aus der Katastrophe Lehren für die Zukunft gezogen werden. Die Grünen treten für einen Rückbau der Flüsse, ein Abbremsen der Flächenversiegelung und einen ökologischem Umbau der Landwirtschaft ein. Umweltschutzmaßnahmen sind die beste Investition in einen wirksamen Katastrophenschutz.

Maßnahmen:

· Aktionsprogramm „Naturnaher Rückbau der Flüsse“:

· Umfassendes Rückbauprogramm für Österreichs Fließgewässer. Finanzierung: Fördertopf für  Fluss-Renaturierungsmaßnahmen, dotiert mit 75 Mio.  Euro/Jahr bis 2015.

· Verzahnung der Fließgewässer mit ihrem Umland zur Erhöhung der Retention, zusätzliche Schaffung neuer Retentionsräume

· Grenzüberschreitende Flussgebietsplanungs-Programme (Tschechien, Deutschland, Schweiz, Slowakei, Ungarn)

· Keine weiteren Staustufen an großen Flüssen (Donau, Inn, Traun,...), in Natura 2000 Gebieten, Nationalparks und anderen Schutzgebieten, in naturnahen Fließstrecken oder in aktuell stark belasteten Bereichen

· Wiederherstellung der Durchgängigkeit der österreichischen Fließgewässer

· Erneuerung bestehender (Klein)wasserkraftwerke zur technischen Optimierung und Minimierung umweltrelevanter Eingriffe durch eine ökologisch begründete Dotation (Restwassermenge) und Längsvernetzung mit Flußaufstiegshilfen

· Verbindliche gewässer​ökologische Ausgleichsmaßnahmen bei Eingriffen in Gewässerökosysteme

· Ökologische Kriterien für die Wildbach- und Lawinenverbauung 

· Novellierungen im Wasserrechtsgesetz (Formulierung ökologischer Leitbilder für Fließgewässer, Verbesserungsauftrag, Bewirtschaftungspläne)

· Flächenneuverbrauch bremsen, Abflussgeschwindigkeit  senken

· Versiegelte Flächen müssen rückgebaut (entsiegelt) werden, z.B. bei Auflassung von Betrieben.

· Überdenken großzügiger Versiegelungsprogramme im Strassenbau

· Verringerung der Bodenverdichtung

· Rückbau von Dränagesystemen

· Erhaltung von Auwäldern, Mooren und Feuchtwiesen

· Wasserrechtl. Genehmigungspflicht für Versiegelungen größeren Ausmaßes

· Wünschenswert wäre, dass die Länder im Rahmen der Raumordnungs- und Baukompetenz sicherstellen, dass

·  Bauverbote in Hochwasserabflussgebieten beachtet werden,

· HQ30 und HQ100-Flächen in den Flächenwidmungsplänen immer ausgewiesen werden, 

· die Regenversickerungsmöglichkeiten bei großflächig verbauten Flächen verbessert werden,

· die Hof-, Dach- und Fassadenbegrünung forciert wird.


4.4.2
Wasserreinhaltung

Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie bietet die Chance (und macht es zur Pflicht), alle wasserbeeinträchtigenden Sektoren gleich zu behandeln und die Gesamtsituation eines Fließgewässers bzw. eines Grundwasserkörpers stärker als bisher im Auge zu haben. Einen Nachholbedarf gibt es insbesondere bei der Landwirtschaft, die die Nitrat- und Pestizidbelastung im Osten und Südosten Österreichs zu verantworten hat und bei den Verkehrsanlagen. Die diffusen Einträge auf das Grundwasser durch Niederschlagswässer auf Straßen sowie die von Straßen ausgehenden Luftschadstoffe dürfen nicht mehr vernachlässigt werden. Straßen und Massentierhaltungen sind stärker als bisher vorbeugend zu prüfen. Darüber hinaus müssen in den bereits belasteten Gebieten besondere Maßnahmen gesetzt werden, um eine Trendumkehr der Nitrat- und Pestizidbelastung zu erreichen. 

Die Luftreinhaltungsmaßnahmen sind in der Vergangenheit vielfach zu Lasten des Wassers gesetzt worden. Der Schadstoff wurde von einem Umweltmedium in ein anderes verfrachtet. Neben einer integrativen Beurteilung der Umweltschutzmaßnahmen werden auch zum Schutz des Wassers spezifische Grenzwerte beim Abwasser (aus der Rauchgaswäsche) zu setzen sein.

Die Belastung von ansonst sauberem Trinkwasser durch alte Bleileitungen wurde erst in jüngster Zeit wieder durch spektakuläre Grenzwertüberschreitungen aufgezeigt.

Maßnahmen: 

· Im Wasserrechtsgesetz:

· Beseitigung des Landwirtschaftsprivilegs für die Wassereinwirkung

· Genehmigungspflicht für grundwassernahe Bauten (z.B. Straßen)

· Umfassende Erfassung der bestehenden diffusen Stoffeinträge in die Gewässer und Maßnahmenkataloge zur Minimierung 

· Durch Verordnungen, u.a.: 

· zur Sanierung des nitrat- und pestizidbelasteten Grundwassers (durch den/die BundesministerIn)

· Immissionsgrenzwerte für Grundwasser und Fließgewässer

· Dioxin- und PCB-Emissionsgrenzwerte für Abwässer aus Rauchgaswäsche

· Förderung des Austauschs von alten Bleirohren im Trinkwassernetz

4.4.3
 Mengenmäßiger Schutz des Wassers

Österreich ist wasserreich, doch nicht im Osten und Südosten des Landes. Insbesondere hier gilt es, mit der knappen Ressource Trinkwasser maßvoll umzugehen. Der Nachhaltigkeitsgrundsatz bedeutet, dass keine Entnahmen aus dem Grundwasser über der jährlichen mittleren Neubildungsrate zu erfolgen haben. Übernutzungen müssen nachjustiert werden. Bei zusätzlichen Wasserentnahmen ist die Bevölkerung in das Verfahren einzubinden. Die Wassersparpotentiale bei den Haushalten, der öffentlichen Hand sowie der Industrie sollen stärker ausgenützt werden. Die Renaturierung der Gewässer soll  die Abflussgeschwindigkeit reduzieren und damit auch die Dotierung des Grundwassers erhöhen.

Sowohl beim Bahn- als auch beim Straßenbau muss verstärkt auf die dadurch ausgelösten Veränderungen des Gewässerhaushalts Rücksicht genommen werden. 

Wasser ist Natur- und Allgemeingut. Gemäß dem Wasserrechtsgesetz ist Grund- und Quellwasser Privateigentum, die Förderung bedarf jedoch der behördlichen Genehmigung. Menschliche Eingriffe in den Wasserhaushalt und politische Regulative haben die existentiellen und vielfältigen Funktionen des Wassers zu beachten. Wasserentnahmen sind daher an strenge ökologische, soziale und ökonomische Voraussetzungen zu binden.

Maßnahmen:

· Novellierung des Wasserrechtsgesetzes u.a. mit folgenden Inhalten:

· Wasserrechtliche Genehmigungspflicht für Tunnelbauten, Erdbewegungen und Flächenversiegelungen größeren Ausmaßes

· Gesetzlicher Verbesserungsauftrag (zur Renaturierung der Fließgewässer)

· Verbot der Wasserentnahme über der Neubildungsrate

· Quellschutzkatalog

· Vor Genehmigung neuer Wasserentnahmen müssen Wassersparpotentiale ausgeschöpft sein

· Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Genehmigung neuer Wasserentnahmen

· Eine Enteignung darf nur zugunsten gemeinnütziger Wasserversorgungen möglich sein

· Flussgebietsbezogene Bewirtschaftungspläne

· Erlassung von Verordnungen, u.a.

· Zum Schutz aller Trinkwasserreserven

· Novellierung des UVP-G

· Deutliche Senkung der Schwellen für die Wasserentnahme und die Entwässerung

· Forcierung von Brauchwassersystemen

· Verbrauchsabhängige Wasserkostenverrechnung

· Wasserzähler für jeden Haushalt

4.4.4
 Wasserversorgung und -entsorgung

Die Grünen treten für den Erhalt der kleinräumigen Wasserversorgung in kommunaler oder sonst selbstverwalteter Hand ein. Nur so ist die demokratische Mitsprache über Wassererschließung, Leitungsnetz und dessen Qualität sowie den Wasserpreis gewährleistet. Private Versorger können auch naturgemäß nicht an Wassersparmaßnahmen interessiert sein. Eine Auslagerung an Dritte ist nur hinsichtlich des Betriebs denkbar. Die Abwasserentsorgung im ländlichen Raum soll durch dezentrale Anlagen erfolgen, weil dies ökologisch und wirtschaftlich gesehen sinnvoller ist. Wir wollen nicht durch Zusammenführung von regionalen Wassernetzen den Weg für die Übernahme der Wasserversorgung durch die Big Players des globalen Wassergeschäftes ebnen. Die öffentlichen WVU sollten das Kundenservice verbessern und die Kostenrechnung transparenter gestalten.

Maßnahmen:

· Anhebung der Subventionen (im Rahmen der Siedlungswasserwirtschaft)

· Benchmarking der WVU (Vergleich von Kosten und Leistungen), Beachtung bei Subventionsvergabe.

· Einführung der kaufmännischen Buchhaltung bei WVU.

· Forcierung der dezentralen Abwasserentsorgung

4.5
Bessere Luft zum Atmen

Das Ozongesetz, das Immissionsschutzgesetz-Luft und das Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen werden novelliert, Sanierungsmaßnahmen werden eingeleitet und internationale Konventionen werden umgesetzt, damit unsere Kinder wieder saubere Luft atmen können.

Wir wollen, dass die Menschen vom Atmen nicht krank werden. Dies ist derzeit keineswegs gewährleistet, wie die Überschreitung der Immissionsgrenzwerte zum Schutz der menschlichen Gesundheit (Staub, Stickstoffdioxid, Blei und Cadmium im Staubniederschlag) in den Ballungsräumen wie z.B. Linz, Graz und Wien, an Industriestandorten wie Brixlegg und Arnoldstein und an stark frequentierten Verkehrsadern wie im Inntal leider beweist. Der Zielwert für Ozon wurde in ganz Österreich teilweise erheblich überschritten. Laut dem letzten UBA-Jahresbericht wurden 2001 an zwei Tagen an vier Stellen die Vorwarnstufen ausgelöst. Im Südosten Österreichs, in Salzburg und in Tirol war die Langzeitbelastung außerordentlich hoch, Schutzwälder sind in Tirol ganzjährig durch zu hohe Ozonkonzentrationen belastet, was schlimme Folgen für die Katastrophenvorsorge in sich birgt. Wir wollen daher bei der Zulassung neuer Emissionsquellen strenger werden als auch die Sanierung bestehender Belastungsgebiete endlich in Angriff nehmen. Die notwendigen Reduktionen der Ozonvorläufersubstanzen (Minus 70 % bei Stickoxiden und flüchtigen Kohlenwasserstoffe) wurden bislang nicht erreicht. Die teilweise seit langem vorliegenden Ozonsanierungspläne (z.B. der Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgenland) liegen verstaubt in den Schubladen (vgl. auch Kapitel Verkehr, S. 33).

Wir wollen, dass die Lebensgrundlagen des Menschen und das ökologische Gleichgewicht nicht durch Luftschadstoffe zerstört werden. Die Staatengemeinschaft hat eine Reihe von Konventionen wie zum Schutz des Klimas, zum Schutz vor besonders langlebigen Schadstoffen sowie gegen Eutrophierung und Versauerung beschlossen, die es ernst zu nehmen und ambitioniert umzusetzen gilt.


Maßnahmen:

· Novellierung des Ozongesetzes und Umsetzung der Ozonsanierungspläne

· Absenken der Werte für Vorwarn- und Warnstufen auf EU-Niveau

· Verschärfung der Möglichkeiten, bei erhöhten Ozonwerten Sofortmaßnahmen zu treffen.

· Novellierung des Immissionsschutzgesetzes-Luft

· Ergänzung der relevanten Luftschadstoffe

· Senkung der Grenzwerte und früheres Wirksamwerden

· Einhaltung der Immissionsgrenzwerte als Genehmigungskriterium bei Neuzulassungen

· Sanierungsmaßnahmen sollen von BM und nicht von LH verfügt werden

· Verordnungen aufgrund IG-L

· Ausweisung der Belastungsgebiete und Erlassung der Maßnahmenkataloge

· Genehmigungspflicht für Massentierhaltungen unter der UVP-Schwelle

· Novellierung des Luftreinhaltegesetzes für Kesselanlagen

· Aktualisierung der Emissionsgrenzwerte für Altanlagen

· Anpassung an GroßfeuerungsanlagenRL (siehe Vertragsverletzungsverfahren)

· Novellierung der Durchführungs-VO zum LRG-K und der VO nach Gewerbeordnung sowie Minrog

· Aktualisierung der Emissionsgrenzwerte für Neuanlagen

· Aufnahme von Maßnahmen zur CO2-Reduktion

· Neue Branchen-VO (zB Spanplattenindustrie)

· Novellierung des Bundesluftreinhaltegesetzes

· Entfall des Landwirtschaftsprivilegs.


4.6
Grüne Bodenpolitik

Ein bundeseinheitliches Bodenschutzgesetz soll einen effizienten Schutz des wichtigen Ökosystems Boden sicherstellen.

Böden erfüllen als lebende Systeme wichtige Funktionen für Menschen und Ökosystem. Bodenschutz ist daher ein wichtiger Bestandteil eines umfassenden Umweltschutzes. Österreichs Böden sind insbesondere durch Emissionen von Schwermetallen (z.B. Blei, Kadmium) und organischen Schadstoffen aus Industrie, Verkehr, Gewerbe und Haushalten regional unterschiedlich belastet. In den nördlichen Kalkalpen, in Tirol und Kärnten wurden erhöhte Bleigehalte in Böden gemessen. Der Einsatz von Pestiziden und Dünger in der Landwirtschaft belastet unsere Böden. Aber auch durch grenzüberschreitenden Transport werden Schadstoffe insbesondere im Alpengebiet in die Böden eingebracht. Flächenverbrauch und Erosion sind weitere Bedrohungen. Zur Verbesserung des Bodens muss eine Reduktion der Emissionen und direkten Schadstoffbelastung angestrebt werden. Dazu ist neben einer Forcierung internationaler Abkommen und Reduktionsmaßnahmen vor allem  in Landwirtschaft, Verkehr und Industrie auch eine bessere österreichweite Koordination von Bodenschutzmaßnahmen erforderlich. Einer bundesweiten und einheitlichen Erhebung der Bodenbelastung muss hohe Priorität eingeräumt werden. Ein bundeseinheitliches Bodenschutzgesetz ist eine  zentrale Maßnahme für eine Verbesserung des Bodenschutzes in Österreich. 

Maßnahmen:

· Bundeseinheitliches Bodenschutzgesetz(*)

· Immissionsschutzgrenzwerte für Bodenbelastungen

· Österreichweite Bestandsaufnahme der Schadstoffbelastungen 

· Ausweisung besonders belasteter Gebiete und Erlass von Sanierungsplänen

· Förderung erosionsmindernder Maßnahmen z.B. über landwirtschaftliche Förderprogramme

· Forcierung internationaler Bodenschutzabkommen



5 Grüne Land- und FORSTwirtschaft

Die Agrarpolitik wird ökologisch und sozial umgestaltet, Leitbild der Zukunft ist die biologische Landwirtschaft.

Eine ökologische und soziale Neuausrichtung der Landwirtschaftspolitik ist für die Grünen eine zentrale gesellschaftliche Aufgabe. Wir wollen möglichst viele Bäuerinnen und Bauern für eine Umorientierung hin zu qualitativen Wegen gewinnen und motivieren. Gleichzeitig wollen wir faire Produktions- und Marktbedingungen schaffen, damit für die Qualitätsprodukte ein fairer Preis erreicht werden kann. Über den ökologischen Weg in der Landwirtschaft wollen wir die Produktion gesunder Lebensmittel sicherstellen, die Kulturlandschaft erhalten und den Arbeitsplatz Bauernhof aufwerten. 

5.1
Die Grüne Agrarwende 

Eine ökologisch orientierte, nachhaltige Landwirtschaft ist die Voraussetzung für qualitativ hochstehende, wohlschmeckende und gesundheitlich unbedenkliche Lebensmittel, sie erhält die Kulturlandschaft und sichert Arbeitsplätze im ländlichen Raum.

5.1.1
Aktionsplan Biolandbau

Der Biologische Landbau ist das agrarpolitische Leitbild der Zukunft, denn er erbringt ein breitgefächertes Leistungspaket: Er schützt Grundwasser und Boden, trägt zur Artenvielfalt bei, sichert eine gentechnikfreie Produktion und erlaubt es den Tieren weitgehend, ihre natürlichen Verhaltensweisen auszuleben. Gesundheitskosten sowie Ausgaben für die Überschussproduktion und die nachträgliche Reparatur von Umweltschäden können dadurch eingespart werden. 

Gemeinsam mit den wichtigsten AkteurInnen und Interessensgruppen aus der Praxis, Wirtschaft, Wissenschaft, Beratung, Kontrolle sowie mit den einschlägigen Nichtregierungsorganisationen wollen wir einen Bio-Aktionsplan erarbeiten. Ziel ist eine Verdoppelung der Biobetriebe und der Biofläche bis zum Jahr 2010. Kernpunkt zur Erreichung dieses Zieles ist eine Optimierung des Österreichischen Programms für umweltgerechte Landwirtschaft (ÖPUL) in Richtung ökologische Zielgenauigkeit.




Maßnahmen:

· Verankerung des biologischen Landbaues als agrarökologisches Leitbild in den Zielbestimmungen des Landwirtschaftsgesetzes

· Schaffung eines Kompetenzzentrums für den Biolandbau zur Erarbeitung von Förderprioritäten für den Biolandbau in Verarbeitung, Marketing und Öffentlichkeitsarbeit, Schaffung und Ausbau von Bioregionen, Vernetzung regionaler Aktivitäten, Zusammenarbeit mit dem Tourismus

· Schaffung eines Biobeirates als Schnittstelle zwischen den wichtigsten AkteurInnen (Bio-Organisationen, Wissenschaft, Handel, Umweltorganisationen und Politik)

· Ausbau der universitären und außeruniversitären Forschung für den Biolandbau

· Verbindliche Mindestversorgung in öffentlichen Einrichtungen des Bundes mit mindestens 30% Bio-Lebensmitteln, damit Nachfrageimpulse für die biologische Landwirtschaft gesetzt werden.




5.1.2
Gerechtere Verteilung der Agrarförderungen

Die agrarischen Förderungen bzw. Direktzahlungen, die in ihrer Höhe durchschnittlich rund zwei Drittel der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft ausmachen, sind sehr ungleich verteilt. Die Einkommensschere zwischen ‚Gunst- und Ungunstlagen’ geht immer weiter auf. Da für fast alle Direktzahlungen die Fläche oder Tierzahl die Bemessungsgrundlage bildet, erhalten große Betriebe hohe Direktzahlungen und kleinere Betriebe wesentlich geringere. Im Jahr 2000 erhielten z.B. 40% der Betriebe im unteren Förderungsbereich nur 22.038 ATS (1601,6 Euro) pro Betrieb und einen Förderanteil von zusammen nur 8,3%. Dagegen lukrierten nur 1,2% der Betriebe im oberen Förderungsbereich 820.000 ATS (59.591,7 Euro) pro Betrieb und 9,5% aller Mittel. Eine große Mehrheit von 62% der insgesamt geförderten Betriebe erhielt zusammen nur 24% der Gelder. Hingegen bekamen 271 Betriebe jährlich mehr als eine Million ATS (oder mehr als 72672,8 Euro) an Förderungen. Wir wollen möglichst viele bäuerliche Betriebe erhalten und das Förderungssystem gerechter und ökologisch sinnvoller gestalten. Die EU lässt einen gewissen Spielraum zur Verbesserung der sozialen und ökologischen Lage der österreichischen Landwirtschaft, und den wollen wir nützen. 

Maßnahmen:

· Einführung eines betrieblichen Förder- Sockelbetrages, wovon v.a. kleinere Betriebe in sog. „Ungunstlagen“ profitieren sollen

· Bindung der Förderungen an Umweltleistungen und Qualitätsstandards

· Bindung der Direktzahlungen an die Arbeitskraft (Arbeitskraft- statt Flächenförderung).

· degressive Staffelung der Förderungen nach Betriebsgröße und dadurch Berücksichtigung der niedrigeren Fixkosten von Großbetrieben




5.1.2
Reform der EU-Agrarpolitik

Im Hinblick auf die vergangenen Krisen der europäischen Landwirtschaft, die Osterweiterung und die laufenden WTO-Verhandlungen muss ein Reformkurs der EU-Agrarpolitik eingeleitet werden. Den Reformvorschlag der Kommission sehen wir grundsätzlich positiv, denn er bedeutet einen Paradigmenwechsel in der EU-Agrarpolitik in Richtung mehr Umweltorientierung, mehr Geld für die ländliche Entwicklung, Entlastung der Überschussmärkte sowie eine sozialere Ausrichtung der Förderungen. Die Reformvorschläge der Kommission sind dahingehend weiterzuentwickeln, dass die neue gemeinsame Agrarpolitik Rahmenbedingungen für einen Wettbewerb um Qualität schaffen und auch auf WTO-Ebene durchsetzen muss.

Maßnahmen:

· Orientierung der EU-Agrarpolitik am erweiterten Binnenmarkt, für den Lebensmittel in hoher Qualität produziert werden sollen 

· Bindung der Direktzahlungen an ökologische Leistungen, an die Arbeitskraft und Qualitätsverbesserungen

· Umschichtung der EU-Mittel aus dem Marktordnungsbereich in den Bereich ländliche Entwicklung

· der vorsorgende KonsumentInnenschutz muss als Schutzklausel in den WTO-Agrarverhandlungen festgeschrieben werden

· Abschaffung der Exportsubventionen


5.1.3
Entgiftung der Landwirtschaft

Den Einsatz umweltschädigender landwirtschafticher Betriebsmittel (Pestizide, Düngemittel) wollen wir zurückdrängen und möglichst vermeiden. Die bestehenden Kontroll- und Informationsdefizite sind zu beheben und Interessenkollisionen zu vermeiden. Die Zulassungsverfahren der agrarischen Betriebsmittel, die in den letzten Jahren zum Nachteil der KonsumentInnen und der Umwelt verkürzt wurden, müssen wieder mehr auf die Auswirkungen auf Mensch, Tier und Umwelt ausgerichtet werden. Da die meisten Lebensmittelskandale Futtermittelskandale waren, müssen für Futtermittel die gleichen strengen Bedingungen wie für Lebensmittel gelten.

Maßnahmen:

· Sicherstellung einer unabhängigen Kontrolle aller lebensmittel- und umweltrelevanten Bereiche der agrarischen Betriebsmittel 

· Bei festgestellten groben Beanstandungen soll die Öffentlichkeit unter Nennung des Produkts, Händlers und Herstellers gewarnt werden bzw. bei gesundheitlichen Risiken sollen die Produkte beschlagnahmt werden können

· Verschärfung des Kontrollsystems beim Einsatz von Tierarzneimitteln

· Strengere Zulassungsbedingungen für Pflanzenschutzmittel und Erstellung eines Pestizid-Reduktionsplanes.

· Aufbringungsverbot von Klärschlämmen auf landwirtschaftlich genützten Flächen.

5.1.4
Ländlichen Raum stärken, Innovationen fördern

Wichtiger als alle Gütesiegel ist der persönliche Kontakt zwischen den ProduzentInnen und KonsumentInnen. Dies gilt umso mehr, je kürzer und nachvollziehbarer die Wege sind, die ein Produkt zurücklegt. Für uns haben regionale Vermarktung und Direktvermarktung von Qualitätsprodukten Vorrang. Wir werden uns daher dafür einsetzen, dass diese Initiativen gefördert und nicht durch bürokratische Schikanen oder Übertragung der Vorschriften vom industriellen auf den handwerklichen Bereich behindert werden. 

Neben der landwirtschaftlichen Produktion eröffnen sich für die Bäuerinnen und Bauern neue Möglichkeiten: Nachwachsende Rohstoffe, Energiepflanzen, Biogasnutzung, naturnaher Tourismus, Kulturlandschaftspflege und Vertragsnaturschutz sollen als neue Einkommensalternativen weiterentwickelt und gefördert werden. 

Bäuerinnen leisten einen wesentlichen Teil der Arbeit im ländlichen Raum. Dennoch stellten Studien ein massives Ungleichgewicht zwischen Männern und Frauen im ländlichen Raum fest. So sind Frauen von strukturellen Veränderungen im ländlichen Raum z.B. aufgrund eingeschränkter Mobilität stärker betroffen. Sie üben neben ihrer Zuständigkeit für Haushalt und Betreuungsarbeit zusätzliche zahlreiche Tätigkeiten im landwirtschaftlichen Betrieb aus. Diese vielfältige Frauenarbeit, wozu auch ehrenamtliches Engagement zählt, darf nicht weiterhin unsichtbar bleiben und muss in den Entwicklungsstrategien für den ländlichen Raum berücksichtigt werden.

Maßnahmen:

· Unabhängige Evaluierung des Österreichischen Programms für die ländliche Entwicklung hinsichtlich ökologischer Zielgenauigkeit, sozialer Aspekte und Gleichstellung von Frauen und Männern 

· Förderung der Direktvermarktung und Forcierung von regionalen Qualitätsprodukten

· Einrichtung eines Beirates für den ländlichen Raum, in den sämtliche zuständige Stellen sowie VertreterInnen der Natur- und Umweltorganisationen, der Wasserwirtschaft, Raumplanung und Regionalentwicklung einzubinden sind

· Stärkerer Ausbau und Nutzung nachwachsender Rohstoffe sowie Produktion erneuerbarer Energien, insbesondere von Biomasse und Biogas in landwirtschaftlichen Betrieben und Gemeinschaften

· Ausbau kommunaler und sozialer Dienstleistungen (Kompostierung, Schneeräumung, bäuerliche Sozialprojekte, Maschinenringe)

· Sicherstellung ausreichender land- und forstwirtschaftlicher Förderungen zur Erreichung internationaler und nationaler Naturschutzziele (Natura 2000, Alpenkonvention)

5.1.5
Internationale Agrarpolitik entwicklungsverträglich machen

Die internationale Agrarpolitik muss der Ernährungssicherheit dienen. Die europäische Agrarpolitik ist so zu gestalten, dass keine Marktstörungen in den Entwicklungsländern hervorgerufen werden. Gleichzeitig sollte der europäische Agrarmarkt stärker geöffnet werden für weiterverarbeitete Produkte aus Entwicklungsländern und solche aus nachhaltiger Produktion von Kleinbauern.

Auf internationaler Ebene treten wir für das Recht auf Ernährungssouveränität und auf eigenständige Nahrungsmittelproduktion sowohl für einzelne Staaten als auch für einzelne Gemeinschaften ein. Die Rechte der Bäuerinnen und Bauern an ihrem Saatgut (Farmers’ Rights), das heißt, ihr geistiges Eigentum und ihre züchterische Arbeit, sind anzuerkennen. Nachbau, Vermehrung und Inverkehrbringung von Hof- und Landsorten müssen erlaubt sein. Technologien, welche die Keimfähigkeit von Saatgut ausschalten, sind international zu ächten.

Maßnahmen:

· sofortige Einstellung von EU-Exportdumping und Exportsubventionen

· umfassende Agrarreformen und eine Agrarpolitik, die sich an regionalen Bedürfnissen statt am globalen Wettbewerb orientiert

· Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit der „Farmers’ Rights“

· Keine Patentierung von Pflanzen und Lebewesen

· Entwicklungsverträglichkeitsprüfung der EU-Agrarpolitik und des WTO-Vertragswerkes


5.2
Wald schützen und nachhaltig bewirtschaften

Der Lebensraum Wald wird geschützt und der erneuerbarer Rohstoff Holz ökologisch und sozial verträglich genützt.

Die Forstwirtschaft liefert die erneuerbare Ressource Holz und erfordert ein Denken und Planen in langen Zeiträumen. Industrielle Waldbewirtschaftung mit Kahlschlägen und Übernutzung gefährdet die Wälder ebenso wie verschlechterte Umweltbedingungen mit ihren negativen Auswirkungen auf die Waldgesundheit. Eine mangelnde Bewirtschaftung in Extremlagen führt zum Schwinden der Schutzfunktion durch Überalterung des Waldbestandes. 

Wir wollen, dass der Staat die nachhaltige Nutzung des Waldlandes im Interesse der Gesellschaft sichert. Er muss auf die Ausgewogenheit der Interessen von Holzgewinnung, des freien Zugangs zum Wald für Naturerleben und Freizeitgestaltung und des Naturschutzes achten und die Aufrechterhaltung seiner Schutzfunktion auch dort gewährleisten, wo eine Bewirtschaftung nicht kostendeckend erfolgen kann.

Maßnahmen:

· Forstgesetz-Novelle (Rückgängigmachung der Rodungserleichterungen, die Funktion des Waldes als Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten muss anerkannt werden)

· Evaluierung der Wald-, Seen- und Seeuferpolitik der Österreichischen Bundesforste 

· Förderung des Öko-Holzgütesiegels FSC, das für ökologische und sozial verantwortliche Waldbewirtschaftung steht (z.B. im öffentlichen Beschaffungswesen)

· Förderung für Naturschutzmaßnahmen im Wald (Vertragsnaturschutz)



6 Sichere und transparente lebensmittel

Effektive Lebensmittelkontrolle und volle Information garantieren zufriedene KonsumentInnen.

Die KonsumentInnen müssen auf die Qualität und gesundheitliche Unbedenklichkeit der landwirtschaftlichen Produkte vertrauen können. Bei der Lebensmittelerzeugung wird daher das Vorsorgeprinzip konsequent in den Vordergrund gestellt. Für den gesamten Produktionsprozess von der Pflanzen- und Futtermittelherstellung bis zur Endverarbeitung werden prüfbare Kriterien eingehalten. In der Tierhaltung haben bessere Haltungsbedingungen Vorrang vor Arzneimitteleinsatz.

Ein zweites Prinzip ist die Wahlfreiheit. Alle KonsumentInnen sollen beim Kauf ihrer Lebensmittel auf den ersten Blick entscheiden können zwischen Produkten aus ökologischer Landwirtschaft, konventionellen Angeboten mit bestimmten Tierschutz- und Umweltstandards und Waren, die Mindestanforderungen der Lebensmittelsicherheit erfüllen. Voraussetzung dafür ist Klarheit im Dschungel der verschiedenen Gütesiegel. Die Lebensmittel müssen klar und lückenlos gekennzeichnet und rückverfolgbar sein. Gleichzeitig muss durch eine unabhängige Kontrolle sichergestellt werden, dass drin ist, was drauf steht. 



Maßnahmen:

· einheitliche, transparente Kennzeichnung aller Lebensmittel

· Kennzeichnung der tierischen Lebensmittel, z.B. über einen Tiergerechtheitsindex (ein Punktesystem, das auch in der Bio-Landwirtschaft Anwendung findet) 

· Schaffung und Etablierung eines einheitlichen österreichischen Bio-Gütesiegels

· Aufwertung des AMA-Gütezeichens als österreichisches Herkunftszeichen durch Bezugnahme auf konkrete tierschutz- und weitere qualitätsrelevante Aspekte (z.B. Gentechnikfreiheit)

· EU-weites Verbot des Einsatzes von Antiobiotika in der Tierfütterung 

· Sicherstellung einer unabhängigen Lebensmittelkontrolle (Evaluierung und entsprechende Reform der Agentur für Ernährungssicherheit)

· laufende Veröffentlichung von Untersuchungsergebnissen, damit die KonsumentInnen sowie die Bäuerinnen und Bauern sich laufend über die Qualität der Produkte informieren können. Verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung des Unternehmens im Wiederholungsfall (LMG)

7 
Keine Gentechnik in Landwirtschaft und LebensmittelN

Der Einsatz von Gentechnik in Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion ist nicht notwendig, stellt aber ein unkalkulierbares Risiko für Mensch und Umwelt dar.

Der Einsatz der Gentechnik in der Landwirtschaft droht die Sortenvielfalt zu verringern, die Abhängigkeit der Bäuerinnen und Bauern zu vergrößern und wird von den KonsumentInnen abgelehnt, weil sie keinen Nutzen davon haben, wohl aber die unkalkulierbaren gesundheitlichen Risiken tragen müssen. Gentechnisch veränderte Pflanzen verbreiten sich unkontrolliert, bedeuten ein nicht einschätzbares ökologisches Risiko und schränken die Möglichkeit von Bäuerinnen und Bauern ein, gentechnikfrei zu produzieren. Die Gentechnik ist nicht dazu geeignet, den Welthunger zu besiegen, wie die Hersteller behaupten. Im Gegenteil: Gentechnik-Saatgut-Monopole drohen die Agrarstrukturen insbesondere in Entwicklungsländern zu zerstören.

7.1
Gentechnikfreie Zone Österreich 

Eine „Gentechnikfreie Zone Österreich“ wird eingerichtet, genmanipulierte Organismen werden in Österreich nicht freigesetzt. 

Bisher gab es in Österreich keine Freisetzung von genmanipulierten Pflanzen. Die Grünen wollen, dass das auch in Zukunft so bleibt. Grüne Politik will alle Bäuerinnen und Bauern in die Lage versetzen, ohne Gentechnik zu produzieren. Sowohl die Biobetriebe als auch die meisten konventionellen Betriebe sprechen sich gegen den Einsatz der Gentechnik aus. In ganz Österreich gibt es auf Länder-, Gemeinde und Betriebsebene laufend Deklarationen zur Gentechnikfreiheit in der Landwirtschaft. Mittlerweile wird selbst auf EU-Ebene von Agrarkommissar Franz Fischler auf die Notwendigkeit der Schaffung von gentechnikfreien Zonen hingewiesen. Studien belegen, dass ein Nebeneinander von gentechnikfreier Bewirtschaftung und gentechnisch veränderten Pflanzen bei der kleinen Struktur der österreichischen Landwirtschaft praktisch unmöglich ist. Mit einem unmissverständlichen Bekenntnis zur gentechnikfreien Produktion in der österreichischen Landwirtschaft wollen wir eine Marke ‚gentechnikfrei’ mit Profil ausbauen, die den KonsumentInnen mehr Sicherheit bietet. Damit soll Österreich eine Vorreiterrolle in Europa einnehmen. 

Maßnahmen:

· Erarbeitung eines umfassenden Konzeptes und rechtliche Absicherung einer ‚gentechnikfreien Zone Österreich’

· Schaffung von gentechnikfreien Zonen auch auf EU-Ebene

· Aufrechterhaltung des EU-Moratoriums für Neuzulassungen von gentechnisch veränderten Pflanzen, bis alle wesentlichen Fragen (Rückverfolgbarkeit und lückenlose Kennzeichnung, Koexistenz-Problem zwischen Betrieben, die auf den Einsatz der Gentechnik verzichten und solchen, die die Gentechnik in der Produktion anwenden, sowie Fragen der Haftung) restlos geklärt sind

· Aufbau einer Infrastruktur für gentechnikfreies Saatgut und für eine gentechnikfreie Agrarerzeugung

· Verzicht auf gentechnisch verändertes Saatgut als Förderungsvoraussetzung für alle Betriebe, die am Österreichischen Programm für umweltgerechte Landwirtschaft (ÖPUL) teilnehmen

· Forcierung des Anbaues von Eiweißfuttermitteln und Leguminosen (wie Soja, Futtererbsen, Ackerbohnen, Lupinen), um damit den Import von gentechnisch veränderten Futtermitteln aus Übersee hintanzuhalten

7.2
Recht auf gentechnikfreie Lebensmittel

Eine lückenlose Kennzeichnung garantiert die freie Wahl für gentechnikfreie Lebensmittel. 

Die gesundheitlichen Risiken durch Lebensmittel, die gentechnisch manipulierte Organismen (GMO) enthalten oder unter Beteiligung von GMO produziert wurden, sind weitgehend ungeklärt. Allergien oder die Ausbreitung von Resistenzen gegen bestimmte Antibiotika sind nur zwei der möglichen und zu wenig untersuchten gesundheitlichen Risken. KonsumentInnen müssen daher die Wahlfreiheit haben. Es muss künftig weiter möglich sein, gentechnikfreie Lebensmittel zu produzieren und zu kaufen. Wir fordern eine europaweit klare Kennzeichnung und lückenlose Rückverfolgbarkeit gentechnisch veränderter Lebens- und Futtermittel und von gentechnisch verändertem Saatgut. 


Maßnahmen:

· Lückenlose Kennzeichnung von Lebensmitteln, die GMO enthalten bzw. Lebensmitteln, die mittels gentechnischer Methoden hergestellt wurden in Österreich und auf EU-Ebene 

· Ausbau der Kontrolle von Lebens- und Futtermitteln auf GMO-Verunreinigungen

· Förderung von Initiativen für gentechnikfreie Lebensmittel

7.3
Kein Patent auf Leben!

Die EU-Patentrichtlinie soll überarbeitet, Patente auf Leben ausgeschlossen werden.

Die Grünen sprechen sich aus ethischen, sozialen und ökologischen Gründen gegen die Patentierbarkeit von Lebewesen aus. Pflanzen und Tiere, Teile des menschlichen Körpers und Gene aller Lebewesen dürfen grundsätzlich nicht patentierbar sein. Genau das würde aber durch die Umsetzung der EU-Biopatentrichtlinie in Österreich grundsätzlich erlaubt sein. Deswegen treten die Grünen dafür ein, dass diese Richtlinie nicht in nationales Recht umgesetzt wird und auf EU-Ebene eine grundlegende Neuverhandlung der Richtlinie vorgenommen wird.

Maßnahmen:

· Keine Implementierung der Richtlinie 98/44/EG 

· Neuverhandlung der Richtlinie auf EU-Ebene mit dem Ziel, dass Patente auf Pflanzen, Tiere, Menschen bzw. Teile davon explizit ausgeschlossen werden

· Moratorium auf die Erteilung von Biopatenten durch das europäische Patentamt (EPA), bis die neu verhandelte Richtlinie in Kraft tritt

· Einspruch gegen vom EPA bereits erteilte Patente auf Leben einreichen.

8 Tierschutz

Die Massentierhaltung wird zurückgedrängt, den Tieren werden mehr Rechte eingeräumt.

8.1
Raus aus der Massentierhaltung

In Österreich haben die Agrar- und Tierskandale zu keinerlei Verbesserungen im Bereich KonsumentInnen- und Tierschutz geführt. Ganz im Gegenteil: Die ÖVP-Agrarpolitik hat der industriellen Tierhaltung Tür und Tor geöffnet. 

Da ein Grundproblem der Agrarkrisen auch in einem ursächlichen Zusammenhang mit der industriellen Tierhaltung steht, müssen Konzepte entwickelt werden, die u.a. auch beim Tierschutz ansetzen. Ökologisch wirtschaftende Betriebe mit artgerechter Tierhaltung müssen Oberhand gewinnen, artgerechte Tierhaltung muss sich lohnen. Um das zu erreichen, müssen seitens der Politik flankierende Maßnahmen gesetzt werden. Investitionen in veraltete, tierquälerische Haltungssysteme müssen verhindert werden. Die Stalltechnik muss sich an den Grundbedürfnissen der Tiere orientieren und nicht umgekehrt. 

Maßnahmen: 

· Investitionen für Stallum- und Neubauten sind auf Tiergerechtheit zu prüfen und an Prüf- und Bewilligungsverfahren zu binden
 

· Investitions-Förderungen soll es nur mehr für artgerechte und flächengebundene Tierhaltung (max. 2 Großvieheinheiten (GVE) pro selbst bewirtschafteter Fläche) geben; darauf ist auch die landwirtschaftliche Beratung und Weiterbildung auszurichten

· Absatzförderung für tierische Produkte aus alternativen Haltungsformen 

· steuerliche Begünstigungen für die Umstellungsphase auf Alternativsysteme

· Abschaffung tierquälerischer Haltungsformen durch ein Bundestierschutzgesetz*.

8.2
Mehr Rechte für Tiere

Tiere sind keine Gegenstände, sondern leidensfähige Lebewesen mit eigenen Bedürfnissen, die zu beachten und zu respektieren sind. Dies betrifft vor allem die Haltung von Tieren in der Landwirtschaft, in Zoos und Zirkussen aber auch in privaten Haushalten. Eine artgerechte Haltung und daran orientierte wirksame gesetzliche Tierschutzbestimmungen sind insbesondere in der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung dringend angesagt. Der brutalen Ausbeutung von Tieren als Produktionsmaschinen in der Massentierhaltung, der Misshandlung bei den Tiertransporten und der Massentötung von Tieren sind Grenzen zu setzen. Die Grünen verstehen sich als treibende Kraft im Kampf um mehr Rechte für Tiere. Ein erster Schritt dazu ist ein bundeseinheitliches Tierschutzgesetz, das sicherstellt, dass überall und unter gleichen Bedingungen für die artgerechte Haltung von Tieren und für den respektvollen Umgang mit diesen Lebewesen gesorgt ist. Dabei darf es zu keiner Nivellierung nach unten kommen.

Tierschutz erstreckt sich auch auf wild lebende Tierarten. Zum Schutz bedrohter Tierarten und wild lebender Tiere ist für einen wirksamen Schutz ihrer Lebensräume und ihre ungestörten Lebensmöglichkeiten zu sorgen, auch in Umsetzung internationaler Verpflichtungen Österreichs.

Die Grünen stehen allen Tierversuchen, die nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der Forschung an lebensbedrohlichen Krankheiten stehen, ablehnend gegenüber. Wir wollen alle Möglichkeiten zur Reduzierung von Tierversuchen ausschöpfen.




Maßnahmen:

· Schaffung eines Bundestierschutzgesetzes(*) und Einrichtung einer Tieranwaltschaft zur Wahrnehmung des Interesses der Tiere

· Verbot tierquälerischer Haltungssysteme wie z.B. Käfighaltung von Legehennen

· Flächendeckende Kontrolle der Schlachthöfe

· Reduzierung von Tierversuchen und Förderung von Ersatzmethoden zum Tierversuch

· Validierung der tierversuchsgestützten Forschung 

Auf EU-Ebene setzten wir uns ein für

· Abschaffung der Langzeit-Lebendtiertransporte (8-Stunden-Transportlimit für Schlacht- und Zuchttiere) und der diesbezüglichen EU-Exportsubventionen

· Einführung eines EU-weiten, strengen Gütesiegels für artgerechte Tierhaltung

· Verankerung des Status der Tiere als „fühlende und leidensfähige Lebewesen“ im Primärrecht der EU

· verpflichtende Gewährleistung eines „hohen Tierschutzniveaus“ auf EU-Ebene (analog zum Umweltartikel 174 EG-V)




9 Mobilität neu definieren

Eine menschen- und umweltfreundliche Verkehrs- und Infrastrukturpolitik legt klare Prioritäten auf die Schiene.

Der größte Verursacher von Klimagasen in Österreich ist weiterhin der Verkehr. Die Grünen stehen im Bereich Verkehr und Infrastruktur für eine moderne, menschen- und umweltfreundliche, serviceorientierte Politik: Mehr Wahlfreiheit in der Mobilität – weil dies der Umwelt, der Gesundheit, der Sicherheit und der persönlichen Lebensqualität zugute kommt. Die Grünen zwingen die Menschen zu nichts, sie bieten an und erweitern Wahlmöglichkeiten. Grüne Verkehrspolitik setzt vor allem beim Güterverkehr auf ein Zurechtrücken der völlig verzerrten Marktbedingungen und entlastet so Straßen vom LKW-Stau. Eine ökologische Umgestaltung der verkehrsbezogenen Steuer-, Gebühren- und Abgabenlandschaft und ein Abbau offener und verdeckter Subventionen bringt ein Mehr für Umwelt- und Klimaschutz und mehr Gerechtigkeit zwischen den einzelnen VerkehrsteilnehmerInnen. Bei der Gestaltung der persönlichen Mobilität, der Chancen beim Leben und Wirtschaften muss es auch im ländlichen Raum Wahlfreiheit geben. Dazu braucht es Angebote vom Öffentlichen Verkehr bis zu modernen Telekom- und Post-Dienstleistungen. Zugleich sorgt Grüne Politik für Lebensqualität im Siedlungsraum und mehr Angebot für die Freizeitgestaltung: Eine Stärkung des Umweltverbundes für ein neues, besseres Stadtgefühl ohne Stau, Lärm und Luftverschmutzung, für diese und gerade auch für die nächste Generation.

9.1
Die Wende beim LKW-Transit vorantreiben

Der Anteil des Verkehrs an der Umwelt- und Klimabelastung wächst. Hauptursache ist die LKW- und Transit-Lawine mit ihren gravierenden Gesundheitsfolgen, Sicherheitsproblemen und sozialen Missständen. Längst wächst der LKW-Verkehr unabhängig von der Wirtschaft, von PKW-LenkerInnen und steuerzahlender Allgemeinheit mit Milliarden subventioniert. Die LKW-Lawine ist zugleich ein zentraler Grund, warum die Bahn- und ÖV-Modernisierung nicht vorankommt. Mittel fehlen oder werden für falsche Schwerpunkte wie neue LKW-Transitstrecken eingesetzt. Schienen in den Osten für den Güterverkehr oder als Reaktivierung regionaler grenzübergreifender Bahnnetze kommen so zu kurz. Mit Transitautobahnen in die Beitrittsstaaten würde Österreich aber kein Transitproblem lösen, sondern sich dieses erst einhandeln.

Die LKW-Lawine ist generell kein Naturgesetz: Um die Verzerrungen und Ungerechtigkeiten zu überwinden, müssen aber dringend die politischen Fehler und Unterlassungen der letzten Jahre -




Zulassen der Überwälzung der LKW-Kosten auf die Allgemeinheit, Nichtnutzen nationaler Spielräume zur Eindämmung des LKW-Verkehrs, mangelnde Initiativen auf EU-Ebene, mangelnde LKW-Steuergerechtigkeit, Bau weiterer LKW-Transitachsen, Untätigkeit beim Sozial- und Sicherheitsdumping – wettgemacht werden. Die Grünen peilen entschiedene, primär innerstaatliche Maßnahmen an, um die Belastungen aus dem Straßengüter- und Transitverkehr für Mensch und Umwelt, Verkehrssicherheit und Sozialsystem zu senken: LKW-Fahrverbote, Sozial- und Sicherheitsbestimmungen, höhere und umgestaltete LKW-Maut. Nur so ist Österreichs Transit-Glaubwürdigkeit und der Schutz von Mensch und Natur vor der LKW-Lawine wiederherzustellen. Zugleich stehen die Grünen für die Trendwende vom ungebremsten LKW-Verkehr hin zur dringlichen Modernisierung der Schiene. Nur so wird der Verkehr nicht im selbstgemachten Stau enden, sondern unsere Mobilität nachhaltig (ökologisch, ökonomisch, sozial auf Dauer aufrechterhaltbar) gesichert.


Maßnahmen:

Innerstaatliche Ebene

· ökosoziale Steuerreform

· Weiterentwicklung der LKW-Maut in Richtung Schweizer Modell - höhere und wachsende Mautsätze, Ausdehnung der Erfassung, Verwendung von Einnahmen für Bahn, Umwelt und Gesundheit

· innerstaatliche Maßnahmen zur Belastungssenkung - Prüfung und weitest mögliche Umsetzung von LKW-Nachtfahrverbot und sektoralen Fahrverboten; strengere Gefahrguttransportregeln, Kontrollverdichtung inkl. Kontrollstellennetz und Personal

· Keine neuen Schneisen für den LKW-Transit durch die Alpen: Verzicht auf sensible Straßenbauten im Sinn der Alpenkonvention

· „Schienen in den Osten“ – Vorrang für die Schiene in Grenzregionen

Internationale Ebene:

· weitest mögliche Transitbegrenzung in Fortführung des Transitvertrags 

· Durchsetzen der „Sensiblen Zone Alpen“ - im Alpenraum und anderen sensiblen Gebieten strengere Schutzbestimmungen, deutlich höhere Mauten und mehr Einnahmen für Bahn und Umweltschutz; Basis Alpenkonvention und EU-Weißbuch Verkehr 2010 - inkl. nachdrücklicher Einsatz für entsprechende Gestaltung der EU-Wegekosten-RL

· Revision der CEMT-Kontingente im paneuropäisch liberalisierten LKW-Transport

· Offenhalten nationaler Spielräume für ökologische Verkehrspolitik bei Hintanhalten von Bestrebungen zur EU-Harmonisierung nach unten (z.B. Wochenend-/Feiertagsfahrverbot)

· Offensive auf EU-Ebene zum Abbau von Förderungen und Subventionen für den Straßengüterverkehr, incl. hoher Mindeststeuersätze für Treibstoffe

· Offensive auf EU-Ebene zur Reduktion grenzüberschreitender Lebendtiertransporte

· Vorantreiben der Harmonisierung im Schienenverkehr sowie des Zugangs von Güterverkehrsanbietern zum Schienennetz 

Ein Frächterskandal ist genug: 

· Ende des Sozial- und Sicherheitsdumping im LKW-Sektor durch frühzeitige Umsetzung sowie Kontrolle und Weiterentwicklung der europäischen und innerstaatlichen Sozial- und Sicherheitsvorschriften im Straßengütertransport

· Initiativen zur Lösung auch im Bereich der Selbständigen und Scheinselbständigen und der Lenker aus Drittstaaten

9.2
Die Wende im Personenverkehr: Umweltfreundliche Mobilität für alle 

Das Anschwellen des motorisierten Individualverkehrs mindert für viele Menschen als Anrainer die alltägliche Lebensqualität und hat gravierende Gesundheits-, Umwelt- und Klimawirkungen. Zunehmender Verkehrsbelastung auf dem Weg in den Dauerstau stehen Angebotsrücknahmen und Serviceverschlechterungen beim ÖV gegenüber. Der Absprung aus diesem Teufelskreis ist dringend nötig. Die Grünen halten dazu eine Angebots- und Qualitätsoffensive im öffentlichen Verkehr, begleitet von einer Aufwertung auch des Zufußgehens und des Radverkehrs, für zentral und erfolgversprechend. Soll die freie Verkehrsmittelwahl Realität werden, so muss in den zahlreichen unzureichend mit öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossenen Regionen Österreichs das Angebot ausgeweitet statt abgebaut werden. Die Grünen wollen Wahlfreiheit: Eine politische Offensive zur Förderung und Modernisierung des öffentlichen Verkehrs gewährleistet die Reduktion von Umweltschäden, lebenswerte Städte und auch für Junge, Frauen, Alte und im ländlichen Raum die in einer zukunftsorientierten Gesellschaft nötige Mobilität. Zugleich sorgt Grüne Politik mit der Stärkung des Umweltverbundes für ein neues, besseres Stadtgefühl ohne Stau, Lärm und Luftverschmutzung für Jung und Alt. Neben der Sicherung und Ausweitung des ÖV-Angebots als Grundvoraussetzung halten die Grünen die Qualität der Dienstleistungen für wichtig für den Umstieg. Aufgabenorientierte und objektive Mittelzuwendung in der erforderlichen Höhe an Länder und Gemeinden für die Förderung des Öffentlichen Verkehrs im kontrollierten Wettbewerb und die Sicherung der Sozial- und Sicherheitsstandards sind zentrale Herausforderungen, denen sich die Grünen stellen.

Maßnahmen:

· Aufs Gleis Richtung Flächenbahn - mehr Angebot für Fahrgäste und Güterkunden bei der Bahn durch Sanierung und (Wieder)Verdichtung des Bestandes inkl. Nebenbahnen sowie mehr Angebotsvielfalt unter Sicherung von Sozial- und Sicherheitsstandards

· Förderung des Öffentlichen Verkehrs im kontrollierten Wettbewerb unter Sicherung von Sozial- und Sicherheitsstandards auf Basis einer grundlegenden Struktur- und Finanzreform im ÖV samt gerechterer Mittelverteilung und durch Anreize für eine Angebots- und Qualitätsoffensive unter anderem über eine Reform von ÖPNRV-Gesetz und Kraftfahrliniengesetz

· Aufbau und Nutzung besserer ÖV-Verbindungen mit den Beitrittsländern und anderen Nachbarregionen inkl. grenzüberschreitenden Verkehrsverbünden

· Politische Verantwortung für Finanzierung und Gestaltung des öffentlichen Verkehrs eindeutig definieren und wahrnehmen

· Förderung des raschen Einsatzes innovativer Betriebsmittel und -formen auf der Schiene wie Neigezugtechnik oder Stadt-Regional-Bahnen statt teurer Langfristprojekte in der Infrastruktur

· Prüfen der Weiterentwicklung des PKW-bevorzugenden Pendlerpauschale zu einem verkehrsträgerneutralen und damit ÖV-freundlicheren Modell

· Schwerpunktprogramm für Barrierefreiheit im Öffentlichen Verkehr

· „Straßenverkehrsordnung für Menschen statt für Kraftfahrzeuge“ - Überarbeitung mit Schwerpunkt Nichtmotorisierte, Geschwindigkeitsreduktion, Grüne Zonen – „Umkehrung der Mobilitätshierarchie“

· Ausdehnung des Modells „Autofreie Tage/Wochenenden“ samt Anreizmechanismen
· Verbesserung der Erreichbarkeit stadtnaher Erholungsgebiete mit ÖV

· „Masterplan Rad“ nach dem Vorbild der Niederlande und Deutschlands

· Prüfen einer Verkehrserregerabgabe (z.B. für Einkaufszentren, Unternehmensansiedlung ohne ÖV-Anschluß) mit Mittelverwendung im ÖV-Bereich

· Vermeidung von Zwangsmobilität durch Anregen entsprechender raumordnungs- und baurechtlicher Änderungen bzw. bundesweiter Mindeststandards

· Prüfen von Anti-Stau-Mauten

· Aufbau von Mobilitätszentralen

9.3
Die Wende in der Infrastrukturpolitik: Der Grüne Bundesverkehrswegeplan

Die Grünen treten an, ein größeres und umweltverträglicheres Mobilitätsangebot durch neue Schwerpunkte und nachhaltigere Grundlagen der Planung und Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur durchzusetzen. Dazu wird der Generalverkehrsplan auf Klima- und Umweltfolgen geprüft und anhand tatsächlich verkehrsträgerübergreifender Kriterien inkl. Wirtschaftlichkeit auf die nötige und finanzierbare Größenordnung redimensioniert. Denn der durch offene und verdeckte Subventionen angekurbelten Verkehrsnachfrage hinterherzubauen ist zum Scheitern verurteilt und löst auch kein Verkehrsproblem. Generell sind die Grünen für umwelt- und sozialverträgliche Systemlösungen anstelle von Projektfinanzierung. Die Grünen sehen die Notwendigkeit einer echte Prioritätensetzung zugunsten der „Schienen in die Beitrittsländer“: Projekte wie A5, S1, S2, S7, S10, S18 oder Lobauautobahn schaffen erst das Transitproblem, das sie angeblich lösen wollen. Nur eine Offensive bei Bahn und ÖV und Zurückhaltung beim Ausbau von LKW-Transitstrecken verhindern den drohenden Verkehrskollaps in den Ballungsräumen. Projekte, die im Widerspruch zu EU-Recht oder Abkommen wie der Alpenkonvention stehen, können nicht realisiert werden; die Anrainerrechte sollen durch die Integration des Verkehrsbereichs in ein einheitliches Anlagenrecht gestärkt werden. Auch im Schienenbereich ist eine Effizienz- und Transparenzsteigerung bei Ausbauten unumgänglich. Der weitere Ausbau der Telekom- und insbesondere Mobilfunknetze ist mit dem überfälligen Flankenschutz in Richtung Verortung, Belastungsminimierung und Gesundheitsvorsorgeprinzip zu versehen. Zugleich müssen Breitband-Internet und andere innovative Dienste ins Dorf und nicht nur in Ballungsräume. Dies ist auch als wichtiger Beitrag zur „Entmaterialisierung“ der Wirtschaft notwendig.


Massnahmen

· Überarbeitung der Verkehrs-Infrastrukturprogramme, insbesondere des Generalverkehrsplans, und ihres gesetzlichen Rahmens

· Schwerpunktprogramm „Schienen in den Osten“

· Entfernen bzw. Zurückstellen rechtlich und umwelt-/verkehrspolitisch fragwürdiger Großprojekte im Straßenbau aus Bau-/Finanzierungsprogrammen und Langfristplanungen des Bundes bei gleichzeitiger Entwicklung von Alternativmodellen

· Errichtung von „Bärenbrücken“ über hochrangige Straßenzüge in den Räumen Villach und Leoben

· Mehr Gewicht für Umweltschutz und Anrainerrechte durch Überführen anlagenbezogener Inhalte des Straßen- und Eisenbahnrechts in ein einheitliches Anlagenrecht, keine weiteren Verfahrensbeschleunigungen auf Kosten der Betroffenen und der Umwelt

· Vermeiden weiterer fragwürdiger Vorfinanzierungs- und Leasing-Modelle für Infrastrukturausbau zulasten kommender Generationen, restriktives Prüfen von PPP-Ideen

· Reduktion der Dynamik des Erhaltungsaufwandes im Straßennetz durch entsprechende Regelungen und Maßnahmen am Fahrzeug (gegen Überladungen, ...) und ihre Kontrolle sowie durch Reduktion der Neubauprogramme

· Beheben der durch die schwarzblauen „Verwaltungsreformen“ verursachten Koordinationsmängel, Prüfen der Rückabwicklung sachlich gescheiterter Dezentralisierungsschritte. 

· Abstellen kontraproduktiver Finanzströme z.B. im Finanzausgleich, die etwa unter dem Titel Klimaschutz Straßenbauten ermöglichen

· Förderung von Breitband-Technologie (Internet mit hoher Übertragungs-Dichte) in ländlichen Regionen

9.1 
Das Grüne Verkehrssicherheits-Paket
Österreich ist bei vielen wesentlichen Eckpunkten der Verkehrssicherheit nicht einmal Durchschnitt im europäischen Vergleich. Ein ambitioniertes Verkehrssicherheitsprogramm hat dabei nicht nur gewaltige volkswirtschaftliche Vorteile, sondern hat auch umweltpolitisch erfreuliche Folgen. Andere Staaten, wie die Schweiz oder Schweden zeigen mit visionären Zielen wie der Reduktion der Todesopfer auf Null den Weg. 50% weniger Todesopfer im Straßenverkehr sind jedoch auch in Österreich durch mutige Maßnahmen erreichbar. Das vorliegende Verkehrssicherheitsprogramm des Bundes ist weitestgehend zweckentsprechend und müsste nur um Straßenbauelemente, die unzutreffenderweise als Sicherheitsmaßnahmen präsentiert werden, bereinigt werden. Bei der Umsetzung ist hingegen mehr Dynamik vonnöten. Die Grünen streben insbesondere im Führerscheinwesen und im LKW-Bereich, aber auch bei Massenproblemen der Verkehrssicherheit wie Alkohol und Medikamente deutliche Fortschritte an.

Maßnahmen:

· Weiterentwicklung der Mehrphasenausbildung

· Punkteführerschein inkl. Heranführen der Strafhöhe für „bepunktete Vergehen“ an Europa-Durchschnitt sowie (Wieder-)Einstieg in die Führerscheinbefristung

· umfassende Sicherheitsoffensive im LKW-Bereich, insbesondere bei Gefahrguttransporten

· Anstreben eines strengeren Alkohollimits (0,2/0,5)

· Verbesserung der grenzüberschreitenden Ahndungsmöglichkeiten bei Verkehrsvergehen durch zügiges Aushandeln entsprechender Abkommen

· Ausbau der präventiven Verkehrssicherheitsarbeit und Verkehrserziehung

· Nutzen technischer Möglichkeiten zur Unfallverhütung bzw. Verringerung der Unfallschwere wie fußgängerfreundliche Karosserie, Geschwindigkeitsbegrenzung, ...

· Gezielte Aufstockung bei Kontrollpersonal (inkl. Aus- und Weiterbildung) und bei den Ressourcen für die technischen sowie praktischen Möglichkeiten der Kontrolle

9.5
Qualitätssprung beim Schutz vor Verkehrs-Lärm

Lärm hat Auswirkungen auf die Gesundheit, unabhängig davon, ob sich ein/e Betroffene/r durch Lärm auch gestört fühlt. Chronischer Lärm beeinflusst als Stressfaktor über komplexe Aktivierungsmechanismen das Nerven- und Hormonsystem und über diesen Weg den Organismus. Chronische Lärmbelastung führt zu erhöhtem Herzinfarktrisiko, weiteren Herz-Kreislauf-Risken, aber auch psychischen, geistigen und sozialen Beeinträchtigungen. Mit Abstand größter und nahezu flächendeckender Verursacher ist der Verkehr. Während im Bereich des Schienenverkehrs verhältnismäßig intensiv an der lärmtechnischen Ausrüstung von Neubaustrecken und der Sanierung des Bestandes gearbeitet wird, bestehen im überwiegenden Teil des Straßennetzes und vor allem beim Flugverkehr große Lärmschutzdefizite, auch wegen der schleppenden Nutzung europarechtlicher Spielräume. Die Grünen stehen für das Erhalten der letzten zeitlichen und örtlichen „Ruhezonen“ in unserer Gesellschaft und für den Grundsatz „Prävention vor Reparatur“. Die Sanierungsanstrengungen sollen intensiviert werden, die Einhaltung von Grenzwerten ernster genommen und rechtliche Fortschritte erzielt werden.

Maßnahmen:

· Straße: Ausdehnen des Modells lärmabhängiger Geschwindigkeitsbegrenzung

· Straße: EU-Offensive zu Reifenlärm, Begrenzung von Fahrzeuggewichten und Geschwindigkeiten, generell Nutzung des technologischen Spielraums inkl. Telematik  

· Schiene: Anreize für lärmtechnische Sanierung von Bestandsstrecken und Rollmaterialsanierung

· Fluglärm: Aufgreifen der seitens EU und ICAO bestehenden Spielräume zur Reduktion durch rechtliche und technische Maßnahmen, ausgedehntere Nachtflugverbote, Orientierung an den besten verfügbaren Technologien, Entwicklung innovativer fallangepasster Lösungen unter Bürgerbeteiligung 

· generelle Fortschritte durch Integration von Verkehrsanlagen in einheitliches Anlagenrecht

9.6
Für einen umweltfreundlicheren und kostengerechteren Flugverkehr

In kaum einem Bereich des Verkehrsgeschehens ist das Wort von der Mobilität als Lust und Last so zutreffend wie beim Flugverkehr. So sehr insbesondere die Freizeitnutzung des Flugzeugs mit positiven Wertungen verbunden ist, so gravierend und zunehmend sind die Umwelt-, Klima- und Anrainerbelastungen. Neben dem Fluglärm sind insbesondere die enormen Abgasmengen, die Sicherheitsrisiken und die Auswirkungen der Bodeninfrastrukturen inklusive der bei keinem österreichischen Verkehrsflughafen zufriedenstellend gelösten Frage der Verkehrsanbindung verkehrs- und umweltpolitische Sorgenkinder. Die Grünen sehen in der Gemengelage aus den Umweltwirkungen, den teilweise grob anachronistischen Steuerprivilegien des Flugverkehrs, einem extrem undurchsichtigen und bürgerfeindlichen Rechtsrahmen, dem augenzwinkernden Ignorieren so mancher Verpflichtung und den intransparenten Abläufen bei der internationalen Regulierung mehrfach dringlichen Druck zum Handeln. Die Grünen stehen beim Flugverkehr für das Durchsetzen zeitgemäßer ökologischer, ökonomischer und partizipativer Standards, vom Fluglärm bis zum Bodenverkehr, und haben eine sehr kritische Haltung zu Ausbauplänen, insbesondere dann, wenn sie wie in Innsbruck mit Falschinformationen gerechtfertigt werden oder wenn sie wie in Wien mit falschen verkehrspolitischen Zielen argumentiert werden. Darüber hinaus ist der schleichenden Ausweitung des Flugbetriebs auf Flugfeldern und der augenzwinkernden, sachlich jedoch völlig fehlgeleiteten Deregulierung und Dezentralisierung der Verantwortlichkeiten entgegenzutreten und durch die Einbeziehung in ein einheitliches Anlagenrecht zu begegnen.

Maßnahmen

· innerstaatlicher Abbau der zahlreichen Steuer- und Haftungs-Privilegien im Flugverkehr (insbes. Grundsteuer- und Mehrwertsteuer-Befreiungen, Staatshaftungen)

· Engagement für internationalen Abbau von Steuer- und Haftungs-Privilegien im Flugverkehr, insbesondere im Wege entsprechender EU-Initiativen bei Kerosinbesteuerung

· anrainer- und umweltfreundliche Revision des Luftfahrtrechts (insbes. LFG) und Integration in einheitliches Anlagenrecht, dadurch u.a. Vermeiden weiterer Pistenausbauten auf österreichischen Verkehrsflughäfen

· mehr Transparenz bei Österreichs Mitwirkung an internationalen Festlegungen zum Flugverkehr insbes. in der ICAO

· Zurückdrängen des militärischen Flugverkehrs u.a. durch Eliminieren diverser Ausnahmen von umweltrelevanten Regelungen


9.7
Für eine tatsächlich „Grüne“ Wasserstraße

Das Binnenschiff hat im Vergleich zum Straßen- und zum Schienenverkehr potentiell einen großen Umweltvorteil. Damit dies so bleibt bzw. noch stärker akzentuiert wird, ist allerdings nötig, dass sich das Schiff an seinen Fahrweg anpasst und nicht umgekehrt, und dass bestehende Umweltsünden, die gerne übersehen werden, ausgemerzt werden. Fehlentwicklungen, wie der subventionierte Aufbau von Konkurrenzverhältnissen zu ebenfalls hochsubventionierten Verkehrsformen wie dem Schienen-Kombiverkehr sind zurückzufahren. Die Grünen setzen sich für die bessere Nutzung des Verkehrsträgers Wasserstraße ohne sinnlose Subventionen, Umwelt- und Sozialdumping sowie für eine Ökologisierung des Verkehrsgeschehens auf der Donau ein. 

Maßnahmen:

· Rückhaltloses Bekenntnis zur Erhaltung der letzten freien Fließstrecken der Donau, kein Ausbau der Donau-Schifffahrtsrinne unterhalb von Wien über 2,50 Meter Wassertiefe hinaus

· Abbau von Steuerprivilegien (Schiffsdiesel) und Unsinnssubventionen (Kombiverkehr in Konkurrenz zur Bahn, Flussbau, ...), stattdessen Schwerpunkt Verladeinfrastruktur für sinnvollen Kombiverkehr

· ökologische Offensive Binnenschifffahrt (Treibstoffverbesserung, Doppelwandpflicht, Unfallverhütung durch Telematik, ...)

· keine Unterstützung für Planung und Bau umweltzerstörender Großprojekte à la Donau- Oder-Elbe-Kanal

· Kompetenzbereinigung bei Schifffahrtspolizei

· Behebung der dem LKW-Frächterskandal vergleichbaren, unzumutbaren sozialen und arbeitsrechtlichen Zustände in der Donauschifffahrt


9.8
Grüne Post- und Telekom-Politik für Mensch und Umwelt

Auch in einer technisch wie rechtlich dynamischen Branche wie dem Telekomsektor müssen Eckpunkte menschen- und umweltfreundlicher Politik Platz haben. Grüne Telekompolitik ist modern und serviceorientiert, übersieht neben Technik und Betreiberinteressen weder die Risken noch die Anliegen der Menschen und verhilft dem Vorsorgeprinzip und einer ökonomisch wie ökosozial nachhaltigen Telekom-Politik zum Durchbruch. Die Grünen fordern, dass trotz der Chancen, welche die Entwicklung z.B. der Mobilfunktechnologie bringt, potentielle Gefahren wie etwa Gesundheitsbeeinträchtigungen und Umweltwirkungen künftig in Wissenschaft, Planung, Politik und Rechtsrahmen einbezogen werden und dort im Interesse der AnrainerInnen und Benutzer hohe Priorität genießen. Die wichtigsten Zielsetzungen sind dabei das Sicherstellen von Anrainerrechten, Umwelt- und Gesundheitsschutz beim Ausbau der Netze im Telekom- und speziell Mobilfunkbereich, das Sicherstellen des flächendeckenden, leistbaren Zugangs zu Telekomdiensten (nicht zuletzt im Sinne potentieller Verkehrsvermeidung) durch entsprechende Gestaltung des Rechtsrahmens sowie generell mehr KonsumentInnen-, Gesundheits- und Umweltschutz im Bereich der Telekomdienste und –produkte.

Im Postbereich verlangen die Grünen das Überdenken von umweltschädlichen (weil bei den Unternehmen wie den Kunden verkehrsvermehrenden) Konzentrationsprozessen und Logistiksystemen sowie das Sicherstellen flächendeckenden und leistbaren Zugangs zu Postdiensten durch entsprechende Ausformung der Regulierung.



Massnahmen

· Ergänzung des Telekomrechts um Aspekte des vorsorgenden Gesundheitsschutzes, des Umwelt- und KonsumentInnenschutzes - Vorsorgewerte, Minimierungsgebot bei Belastungen, Verortung, Anrainerrechte – sowie der Sicherstellung flächendeckender Verfügbarkeit moderner Dienste und Produkte auch abseits der Ballungsräume („Breitband ins Dorf“)

· Ende der anlagenrechtlichen Extrawürste des Telekombereichs: Überführung des Telekom-Bereiches (Ausbau der Netze und Anlagen) in ein einheitliches Anlagenrecht

· Kein Infrastrukturnetz ohne Umweltcheck: Strategische Umweltprüfung nach der bis 2004 umzusetzenden EU-SUP-Richtlinie für den weiteren Ausbau drahtloser Telekomnetze

· Strahlungskennzeichnung für Telekom-Endgeräte, insbesondere Handys

· Schutz vor elektromagnetischen Strahlen jetzt: Umsetzen einer bundesgesetzlichen Regelung zum Schutz vor elektromagnetischer/nichtionisierender Strahlung

· Prüfung und gegebenenfalls Berücksichtigung von Gesundheitsrisiken vor dem Forcieren der Breitenanwendung neuer Technologien (WLL, Internet aus der Steckdose, ...)

· Regelungen mit KonsumentInnenschutz-Schwerpunkt für Mehrwertdienste, Selbstwählprogramme etc.

· Pfandsystem für Handys

· Revision der Post-Universaldienstverordnung, insbesondere Einbezug ökologischer Bewertungskriterien

· Prüfen wettbewerbskonformer Anreizsysteme und Fördern erfolgversprechender Kooperationsmodelle für möglichst dezentralen Zugang

10 
Grüne Umweltpolitik ist Wirtschafts- und Sozialpolitik

10.1
Die Ökosoziale Steuerreform

Die ökosoziale Steuerreform der Grünen ist die Amtwort auf umwelt- und beschäftigungspolitische Herausforderungen. 

Die aufkommensneutrale ökosoziale Steuerreform der Grünen ist eine Antwort auf zwei der drängendsten politischen Fragen unserer Tage: Den Klimawandel durch den menschengemachten Treibhauseffekt und die steigende Arbeitslosigkeit. Die Idee der ökosozialen Steuerreform ist einfach: statt Arbeit wird Energie bzw. Umweltverbrauch besteuert. Die ökosoziale Steuerreform ist ein Steuertausch zwischen Energie und Arbeit. Das heißt: Fossile Energie (Kohle, Öl und Gas), aber auch andere klimabelastende Stoffe bzw. Tätigkeiten (z.B. LKW-Verkehr), werden mit Ökosteuern belegt. Arbeit wird im Gegenzug durch eine Senkung der Abgabenbelastung billiger. Die ökosoziale Steuerreform wird mittelfristig zu einer Senkung der CO2-Emissionen um zehn bis 15 Prozent führen, ohne dafür die Steuerbelastung zu erhöhen.

Die ökosoziale Steuerreform der Grünen ist ein Vorschlag zum ökologischen Umbau unseres veralteten Steuersystems. Unternehmen und Privatpersonen werden im Bereich Arbeit bzw. Einkommen schrittweise entlastet. Im Gegenzug werden im gleichen Umfang die Steuern auf Energie und Verkehr erhöht. Im Endausbau wird eine jährliche Steuerumschichtung von 10 Mrd. Euro für Unternehmen und Private angestrebt. Jeder Euro, der über die höhere Energie- und Verkehrsbesteuerung eingenommen wird, wird an Privatpersonen und Wirtschaft durch Steuersenkungen bzw. Direktzahlungen im Bereich der Einkommen bzw. der Arbeitssteuern wieder zurück gegeben. Durch die positiven Beschäftigungseffekte  kommt es unterm Strich sogar zu einer Senkung der Steuer- und Abgabenquote, da die geringere Zahl der Arbeitslosen die Sozialversicherungen und das Budget entlastet.

Die steuerliche Entlastung der Privatpersonen erfolgt durch einen sogenannten „Umweltbonus“. In der letzten Umsetzungsstufe soll an jede Österreicherin und jeden Österreicher – unabhängig von ihrem Alter, also auch PensionistInnen und Kinder – ein Umweltbonus von 750 Euro pro Jahr (das entspricht ATS 10.320.- im Jahr oder ATS 860.- jedes Monat) ausbezahlt werden. Bei durchschnittlichem Energieverbrauch werden damit alle durch die höhere Energiesteuern entstehenden Zusatzkosten abgedeckt. Finanziell schwächer gestellte Personen, PensionistInnen und kinderreiche Familien profitieren ganz besonders vom Umweltbonus, da sie in der Regel pro Kopf deutlich weniger Energie verbrauchen als der Durchschnitt und Besserverdienende.

Die Wirtschaft wird durch eine deutliche Senkung der Lohnnebenkosten entlastet. Die Höhe der Löhne und Gehälter der Beschäftigten bleibt davon unberührt. Die Senkung der Lohnnebenkosten wird vor allem zu einer erheblichen Entlastung der beschäftigungsintensiven Unternehmen führen, wie etwa Dienstleistungsbranchen und wichtige Forschungsbereiche.

Die Besteuerung von Öl, Kohle, Erdgas und Strom soll zu einer Senkung des Energieeinsatzes und zur Reduktion der klimaschädlichen CO2-Emissionen führen. Energieeffizienzmaßnahmen "rechnen" sich durch höhere Energiepreise. Erneuerbare Energie aus Wind, Sonne, Biomasse und Kleinwasserkraft bleibt steuerfrei und wird damit konkurrenzfähig. Besteuert wird der sogenannte Endenergieverbrauch der Wirtschaft, der Privathaushalte und des Energiesektors. Steuern auf Benzin werden nicht erhöht, die Dieselbesteuerung einer EU-Vorgabe folgend schrittweise an die Benzinbesteuerung angepasst. Die Preisänderungen im Energiebereich werden für durchschnittliche Verbraucher vom Umweltbonus kompensiert.

Mittels Kilometerabgaben („LKW-Maut“) werden die dramatischen Zuwachsraten des LKW-Verkehrs eingebremst und der Güterverkehr auf die Schiene rückverlagert. Die Höhe der Tarife soll dabei den maximalen Handlungsspielraum, der durch die EU-Wegekostenrichtlinie vorgegeben ist, ausnützen. Mittelfristig soll das vorbildliche Schweizer Tarifniveau erreicht werden. Eine PKW-Bemautung ist nicht vorgesehen, mittelfristig ist jedoch eine Umstellung der derzeitigen Fixabgaben (z.B. Vignette) auf Abgaben je nach gefahrener Strecke (also: fahrleistungsabhängig) sinnvoll und unerlässlich. Die ökologische Lenkungswirkung von Normverbrauchsabgabe und motorbezogener Versicherungssteuer soll verbessert werden.

Zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass eine ökosoziale Steuerreform bei entsprechender Ausgestaltung zu einem erheblichen positiven Netto-Beschäftigungseffekt führt. Es werden zehntausende zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Beispiele dafür sind die energetische Sanierung von Gebäuden etwa durch die Wärmedämmung, die forcierte Nutzung erneuerbarer Energieträger oder der Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel. Für das Steuermodell der Grünen kann ein Nettobeschäftigungseffekt von zumindest 25.000 bis 70.000 Arbeitsplätzen erwartet werden.

Aufgrund dieser Arbeitsmarkteffekte bringt die ökosoziale Steuerreform zusätzliche positive Budgeteffekte. Jede Person, die statt arbeitslos vollbeschäftigt ist, entlastet Staatshaushalt und Sozialversicherung durch den Entfall des Arbeitslosengeldes und den zusätzlichen Steuereinnahmen mit jährlich ca. 26.000 Euro.

Maßnahme:

· Stufenweise Einführung einer ökosozialen Steuerreform nach Grünem Modell

10.2
Zukunftsfähige Jobs durch mehr Umweltschutz

Die Konjunkturaussichten für Österreich haben sich verschlechtert. Das Budgetdefizit steigt, die Inlandskonjunktur ist schwach, der Arbeitsmarkt ist unter Druck gekommen. Seit 1945 waren in Österreich noch nie so viele Menschen arbeitslos. Die Grünen setzen als innovatives und ökologisch sinnvolles Gegenkonzept auf nachfrageseitige Impulse durch Umweltinvestitionen. Denn das Motto „Umweltschutz = Jobkiller“ ist längst überholt. „Arbeit durch Umwelt“ lautet unsere Devise. 

Umweltschonende Produktionsweisen sind beschäftigungsintensiver als herkömmliche Produktionsweisen. Die Integration von Umwelt- und Beschäftigungspolitik ist auf unterschiedlichsten politischen Ebenen voranzutreiben, denn nur eine nachhaltige Entwicklung kann beides gewährleisten. Eine Vielzahl an Studien konnte in den letzten Jahren die positiven Beschäftigungseffekte von Umweltschutzmaßnahmen nachweisen. Dennoch wird immer noch in der Öffentlichkeit der Straßenbau als Beschäftigungsimpuls gesehen, obwohl gerade diese Investition deutlich weniger beschäftigungsintensiv ist als Investitionen im öffentlichen Verkehr. In nahezu allen im Rahmen dieses Programms skizzierten Bereiche stecken massive Beschäftigungseffekte. Besonderns relevant sind für Österreich dabei der ökologische Landbau, der Öffentliche Verkehr, Maßnahmen im Bereich Energieeffizienz und Sanierung, Erneuerbare Energie und umweltrelevante Dienstleistungen.

„triple-dividend-effect“

„triple-dividend-effect“ (oder 3 Fliegen mit einem Schlag) bedeutet, über (1) längere und effizientere Nutzung von Produkten den Ressourceneinsatz zu verringern, (2) Emissionen und Abfälle zu sparen und (3) Arbeitsplätze zu schaffen, weil Reparatur- und Verleihdienstleistungen arbeitsintensiver als die Neuproduktion sind.

Recycling von elektrischen und elektronischen Altgeräten ist z.B. besonders arbeitsintensiv und verlangt entsprechendes Know-How. Viele Vorschläge zu diesem Thema orientieren sich deshalb nicht nur an umweltpolitischen Zielen, sondern verweisen explizit auf beschäftigungspolitische Effekte. Zahlreiche Projekte erzielen in diesem Bereich gute Erfolge bei der Reintegration von Langzeitsarbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt.

Sozialökonomische Betriebe scheinen in besonderer Weise geeignet, das Ziel „triple-dividend-effect„ zu erreichen. Nachdem bei unterschiedlicher Verweildauer der Transitarbeitskräfte die durchschnittliche Vermittlungsquote 40% beträgt, bedeutet das, daß jährlich tausende Langzeitarbeitslose in den primären Arbeitsmarkt reintegriert werden könnten. In diesem Bereich existiert also ein großes umwelt- und beschäftigungspolitisches Potential, das gesichert und ausgebaut werden sollte.

Maßnahmen:

· Verstärkte Investionen in Wohnbausanierung und Wärmedämmung, Heizkesselerneuerungen, erneuerbare Energien und öffentlichen Verkehr 

· Substitution von fossilen durch erneuerbare Energieträger stärkt die Regionalwirtschaft.

· Ausbau der biologischen Landwirtschaft, um Emissionen aus Massentierhaltungen und intensiv genutzten Flächen zu vermeiden.

· Verstärkter Einsatz erneuerbarer Energieträger wie Biomasse, Solar oder Windenergie, die höhere Beschäftigungseffekte und regionale Wertschöpfungen aufweisen, als die Nutzung fossiler Rohstoffe

10.3
Umweltfonds höher dotieren

Die Mittel der beim Außenministerium angesiedelten Ostzusammenarbeit wurden in den letzten Jahren radikal gekürzt. Damit kann den neuen Herausforderungen wie etwa dem wirtschaftlichen und ökologischen Wiederaufbau Serbiens nicht entsprochen werden. Wirtschaftspolitische Chancen, die österreichischen Unternehmen durch Ost-Projekte in den letzten Jahren erschlossen wurden, werden mit den Kürzungen für die Zukunft vertan. Auch der zweite „Osteuropa-Topf“, der Ost-Ökofonds wird von Jahr zu Jahr geringer dotiert. Auch in den Bereichen Umweltförderung im In- und Ausland und Katastrophenfonds muss es zu Verbesserungen kommen. Müllverbrennungen dürfen nicht unter dem Deckmantel des Umweltschutzes gefördert werden, im Sinne einer ambitionierten Klimaschutzpolitik sollen mehr Mittel für Alternativenergieprojekte und ökologischen Hochwasserschutz zur Verfügung stehen.

Maßnahmen:

· Höhere Dotierung des Umweltförderungsfonds. Keine Förderungen für Müllverbrennungsanlagen

· Aufstockung von Ostökofonds und Ostzusammenarbeit.

· Mehr Kontrolle und Effizienz beim Altlastensanierungsfonds

· Effizientere Mittelvergabe und strengere Projektprüfungen beim Siedlungswasserwirtschaftsfonds (Stärkung dezentraler Ver- und Entsorgung)

· Aufhebung der Deckelung beim Katastrophenfonds. Umschichtung der Gelder in Projekte zum ökologischen Hochwasserschutz




10.4
Abbau umweltschädlicher Subventionen

Neben den Förderungen mit positiven Umweltauswirkungen bzw. umweltpolitischen Zielsetzungen gibt es eine Reihe von Subventionen, die negative Umwelteffekte haben. Darunter sind einerseits direkte Förderungen zu verstehen, also in Form von Zuschüssen,  begünstigten Darlehen oder direkten Geldzuweisungen und andererseits indirekte Förderungen in Form von Steuerermäßigungen oder –befreiungen. Der niedrigere Steuersatz für Diesel, die Steuerbefreiung von Flugtreibstoff zählen genauso dazu wie das amtliche Kilometergeld. Die Überprüfung und weitgehende Aufhebung von bestehenden Subventionen für umweltschädliche Aktivitäten ist ein wesentlicher umweltpolitischer Ansatz.  Von der Abschaffung derartiger Subventionen ist vor allem eine Stimulierung technologischer Veränderungen zu erwarten und eine Erhöhung der Ressourcenproduktivität, aber auch eine Entzerrung  bislang verzerrter Marktpreise. Ein weiterer positiver Effekt einer Subventionsreduktion für umweltschädliche Maßnahmen ist schlichtweg die Reduktion öffentlicher Ausgaben. 

Maßnahme:

· In einem ersten Schritt ist eine genaue Bestandaufnahme und Folgenabschätzung notwendig, um die Umweltrelevanz diverser Förderungen zu untersuchen und Szenarien zu ihrem Abbau zu entwickeln.

11 
Österreich International

11.1
Die Umwelt braucht ein Musterland

Österreich zum Umweltvorreiter und zum Vorbild für eine nachhaltige Entwicklung machen.

ÖVP und FPÖ haben das Verbot des sogenannten "Golden Platings", also das Verbot in der Umweltpolitik über die EU-Mindeststandards hinauszugehen, im Koalitionsvertrag 2000 festgeschrieben und damit klargemacht, dass Österreich innerhalb der EU keine Umweltvorreiterrolle mehr spielen soll.

Die Grünen wollen, dass Österreich im Umweltschutz eine internationale Vorreiter-Rolle einnimmt. Österreich soll Umweltmusterland werden. Dies betrifft neben einer vorbildlichen Umweltpolitik in Österreich auch das Agieren Österreichs in den Gremien der EU und im Rahmen internationaler Verhandlungen. Bei der Ausarbeitung neuer bzw. der Weiterentwicklung bestehender Umweltabkommen versteht sich Österreich als Motor und nicht als Bremser.

Die Umweltvorreiterrolle bringt Österreich auch Chancen in der wirtschaftlichen Entwicklung. So könnte Österreich nach einem Beitritt zahlreicher MOE-Länder zur Europäischen Union den „First Mover Advantage“ ausspielen, d.h. sein Umwelt-Know-How entsprechend vermarkten.

Maßnahme:

· Aufhebung des Deregulierungsgesetzes, welches das Verbot des „Golden Platings“ zum Inhalt hatte.

11.2
Österreich in der Europäischen Union

Österreich wird in der EU der Motor für mehr Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung. 

Vieles, was früher ausschließlich in Österreich geregelt wurde, wird heute in der EU entschieden. Die österreichische Regierung bzw. das jeweilige 

Regierungsmitglied gestaltet über den Rat die europäische Umweltpolitik mit. Es gibt in der Umweltpolitik kaum noch Felder, die nicht von Europarecht vorgestaltet wäre. Naturgemäß können kleine Mitgliedstaaten bei gewichteten Mehrheitsentscheidungen, wie dies nach Art 175 EGV (Umweltpolitik) der Fall ist, nur bedingt auf das Ergebnis Einfluss nehmen. Trotzdem gilt es, dieses Pouvoir im Rat für die Hebung des Umweltschutzniveaus zu nützen – gegebenenfalls mit rechtzeitig zu suchenden Partnern - und die österreichische Haltung sowie den Entscheidungsprozess auch innerstaatlich transparent zu machen. 

Umsetzung von Umweltrichtlinien

Der nationale Spielraum, der bei Umsetzung von Richtlinien besteht, ist zugunsten eines hohen Umweltschutzniveaus zu nutzen. Umweltrichtlinien spiegeln oft den kleinsten gemeinsamen Nenner aller Mitgliedstaaten wider, sodass dies nicht allein Maßstab österreichischer Umweltpolitik sein kann. Oft wurden auch bewusst im Sinne des Subsidiaritätsprinzips nicht alle Fragen durchgeregelt, die dann aus jeweiliger nationaler Sicht zu beantworten sind. Die Grünen wollen diese Freiräume engagiert nutzen.

Recht auf gesunde Umwelt in EU-Verfassung

Wir treten im Zuge des EU-Konvents zur Ausarbeitung einer EU-Verfassung dafür ein, das Recht auf eine gesunde Umwelt in den europäischen Grundrechtskatalog aufzunehmen. Die EU-Charta muss Bestandteil der Europäischen Verfassung werden. Dem durch einen staatlichen Akt Betroffenen, welcher letztlich auf eine EU-Richtlinie zurückgeht, muss die Anrufung des Europäischen Gerichtshofes ermöglicht werden (Individualbeschwerde). Im Bereich des Umweltrechts sollen Umweltverbände den EuGH anrufen können.

Die Erweiterung als Chance

Die Erweiterung der Europäischen Union sehen wir als große Chance, um EU-Umweltstandards auch in den Beitrittsländern zu etablieren. Gleichzeitig bieten sich durch die Gegebenheiten des Binnenmarktes auch neue Möglichkeiten zum Ausstieg aus veralteten Technologien (z.B. Atomkraft). 




11.3
Faire Entwicklungschancen für alle

Gerechte Rahmenbedingungen in einer globalisierten Welt bieten auch benachteiligten Ländern Entwicklungsmöglichkeiten.

Die UNO-Staaten haben sich im Jahr 2000 auf ein großes Ziel festgelegt: Die Halbierung des Anteils der in extremer Armut lebenden Menschen bis zum Jahr 2015. Mit den bisherigen Maßnahmen wird dieses Ziel nicht erreicht werden können. Nur ein großer Kraftakt und eine Fülle von Maßnahmen kann eine Trendumkehr einleiten. 

Dazu gehört neben einer demokratischen Kontrolle der Finanzmärkte (z.B. Besteuerung von grenzüberschreitenden Finanztransaktionen, zweckgewidmet für die globale Armutsbekämpfung) eine Schuldenstreichung für die ärmsten Länder, das Anheben der Entwicklungshilfegelder (Österreich gehört hier zu den EU-Schlusslichtern). Der Faire Handel gilt als Referenzbeispiel für nachhaltige Entwicklung und gilt als effektivste Form der Entwicklungszusammenarbeit. Die Fair-Trade-Produkte stellen eine nachhaltige und soziale Produktion in den Mittelpunkt. Die öffentliche Hand muss daher aus Gründen der Vorbildwirkung diese Produktionsformen fördern. Wir werden uns dafür einsetzen, dass sich die Ressorts selbst verpflichten, in allen öffentlichen Einrichtungen des Bundes fair gehandelten Produkten den Vorzug zu geben.

Das Kernstück der österreichischen, staatlichen Exportförderung sind die Garantien für Exporte und Auslandsinvestitionen sowie deren günstige Finanzierung. Die österreichische Kontrollbank betreut diese Haftungen banktechnisch als öffentliche Exportkreditagentur Österreichs. In manchen Fällen werden mit öffentlichen Mitteln – aber de facto ohne öffentliche Kontrolle – Projekte mit katastrophalen ökologischen und sozialen Folgen unterstützt. 

Maßnahmen:

· Schuldenstreichung für die ärmsten Länder der Welt

· Initiativen zur demokratischen Kontrolle der Finanzmärkte (Tobin Tax!)

· Steigerung der öffentlichen Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit auf 0,7 Prozent des BIP bis zum Jahr 2010

· Umsetzung der Forderungen zur umwelt- und sozialverträglichen Ausrichtung der WTO, insbesondere in den GATS-Verhandlungen.

· Förderung des fairen Handels durch Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen und verpflichtender Einsatz von Fair-Trade-Produkten im öffentlichen Beschaffungswesen (Kaffee, Tee, Orangensaft, Bananen etc.)

· Novelle des Ausfuhrförderungsgesetzes:

· eine  nachhaltige Entwicklung der geförderten Projekte wird als eines der Ziele in der österreichischen Ausfuhrförderung festgeschrieben

· klare Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsstandards bei der Beurteilung von Projekten

· eine Verbesserung der Berichtspflicht im Ausfuhrförderungsverfahren. 
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Abkürzungsverzeichnis

	AKW
	Atomkraftwerk

	ALSAG
	Altlastensanierungsgesetz

	BH
	Bezirkshauptmannschaft

	BI
	Bürgerinitiative

	BIP
	Bruttoinlandsprodukt

	BM
	BundesministerIn

	CEMT
	Paneuropäische Verkehrsminister-Konferenz

	CO2
	Kohlendioxid

	DDT
	1,1,1-Trichlor-2,2-bis(p-chlorphenyl)ethan

	EG-V
	EG-Vertrag

	ElWOG
	Elektrizitätswirtschaft- und –organisationsgesetz

	EPA
	Europäisches Patentamt

	FCKW
	Fluorchlorkohlenwasserstoffe

	FKW
	Fluor-Kohlenwasserstoffe

	FSC
	Forest Stewardship Council

	GATS
	General Agreement on Trade in Services

	GMO
	Gentechnisch manipulierte Organismen

	GVE
	Großvieh-Einheiten

	HQ30
	Hochwasserhäufigkeit; 30-jährliche Hochwasser sind solche, die sich im Schnitt alle 30 Jahre wiederholen

	ICAO
	International Civil Aviation Organisation

	IG-L
	Immissionsschutzgesetz Luft

	IPPC
	RL über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung

	LFG
	Luftfahrtgesetz

	LH
	Landeshauptmann/frau

	LMG
	Lebensmittel-Gesetz

	LRG-K
	Luftreinhaltegesetz für Kesselanlagen

	MBA
	Mechanisch-biologische Abfallbehandlung

	MinroG
	Mineral-Rohstoff-Gesetz

	MOE
	Mittel- und osteuropäische Staaten

	MVA
	Müllverbrennungsanlage

	NGO
	Nicht-Regierungs-Organisationen (Non Governmental organizations) wie z.B. Umweltorganisationen


	ÖBF
	Österreichische Bundesforste

	ÖPNRV
	Öffentlicher Personennah- und –regionalverkehr

	ÖPUL
	Österr. Programm für umweltgerechte Landwirtschaft

	ÖV
	Öffentlicher Verkehr

	PCB
	Polychlorierte Biphenyle

	PPP
	Public Private Partnership

	RL
	Richtlinie

	SF6
	Schwefel-Hexafluorid

	SUP
	Strategische Umweltprüfung

	UBA
	Umweltbundesamt

	UVP
	Umweltverträglichkeitsprüfung

	UVP-G
	Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz

	UVS
	Unabhängiger Verwaltungssenat

	VO
	Verordnung

	WLL
	Wireless Local Loop

	WTO
	World Trade Organisation

	WVU
	Wasserversorgungsunternehmen


� siehe auch detailliert im Kapitel „Ökosoziale Steuerreform“, S. � PAGEREF _Ref22960027 \h ��40�


� Abkürzungsverzeichnis s. Seite 45


� siehe auch S. � PAGEREF _Ref23160285 \h ��9�


� siehe auch S. � PAGEREF _Ref23160303 \h ��9�


� s. auch voriges Kapitel „Umweltinformation schafft Gewissheit“ und „Umwelt braucht Beteiligung“, S. � PAGEREF _Ref23160993 \h ��8�


� Vgl. auch die Maßnahmen der Kapitel „Energiewende“, S. 14, „Landwirtschaft“, S. 25, „Mobilität“, S. � PAGEREF _Ref23162506 \h ��33� und „Ökosoziale Steuerreform“, S. � PAGEREF _Ref22963607 \h ��40�


� s. Seite � PAGEREF _Ref22960005 \h ��40�


� s. auch Kapitel „Ökosoziale Steuerreform“, S. � PAGEREF _Ref22965320 \h ��40�


� s. auch Kapitel „Grüne Land- und Forstwirtschaft, S. � PAGEREF _Ref23164397 \h ��24�)


� Schreiben der EU-Kommission an Österreich vom 23. 10. 2001


� vgl. auch Kapitel „Faire Entwicklungschancen für alle“, S. 44


� siehe UVP-G und Umweltanlagengesetz, S. � PAGEREF _Ref23168009 \h ��9�
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